
Antrag auf Gewährung einer Zuwendung 
für Maßnahmen zur Sicherung des Bestandes 

z u -und durchwandernder Wölfe in 
Schleswig-Holstein

1.. Antragsteller (Name/Bezeichriung, Anschrift, Telefonnummer)

'2. Bankverbindung des Geschäftskonto 

Geldinstitut:

IB A N :D D D D  □ . □ □ □  □ □ □ □  □ □ □ □  □ □ □ □ ■ □ □

BIC (SWIFT-Code): □ □ □ □ □ □ □ □ □ □ □
(8- bzw. 11 stellig) ’ '

in Höhe von 

beantragt.

3 • Bezeichnung (Zweck der M aßnahm e):

4. Projektbeschreibung und Zeitplan (ggf. gesondertes Blatt benutzen):



5. Bedeutung und beabsichtigte Wirkung der Maßnahme:

6. Finanzierungsplan

6.1 Die voraussichtlichen Gesamtkosten (Kostenvoranschläge, Berechnungen sind

beigefügt) der Maßnahme belaufen sich auf €(100% )

6.2 Eigenmittel (einschl. Spenden) können aufgebracht werden in Höhe von •

__________  0 Euro ( %)

6.3 Höhe der Mittel, die der Antragsteller für den gleichen Zweck bei anderen Stellen' 

beantragt hat oder beantragen will oder die ihm von dritter Seite bereits bewilligt

oder in Aussicht gestellt sind:-  Oj__Euro ( %)

(Die Zuwendungsgeber sind zu nennen)

6.4 Umsatzsteuerbeträge, die der Antragsteller nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes

als Vorsteuer abziehen kann: '  0______ Euro

7. Weshalb ist die Durchführung des Vorhabens ohne die Gewährung einer Zuwen­

dung nicht möglich? Aus welchen Gründen wurde von einer Antragstellüng bei 

anderen Stellen oder von einer Kreditaufnahme abgesehen?
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8. Für den gleichen Zweck wurden durch das Land bereits folgende Zuwendungen' 

gewährt (ggf. Hohe und Zeitpunkt der Bewilligung):

9.- Voraussichtlicher Beginn und Dauer der Maßnahme, die gefördert werden soll:

10.' Die Mittef werden in folgender Weise verwaltet (Verantwortlichkeit, ggf. Kassen- 

und Buchführungssystem):

11. IchA/Vir erkläre/n, dass mit der beantragten Maßnahme noch nicht begonnen wor- 

' den ist und auch nicht vor Gewährung der Zuwendung begonnen wird.

12. Ich/Wir erkläre/n-, dass ich/wir keine eigenwirtschaftlichen und auf Gewinn gerich­

teten Zwecke mit der Maßnahme verfolgen.

13. Ich/Wir erkläre/n, dass über mein/unser Vermögen kein Insolvenz-, Vergleichs-, 

oder Konkurs- oder ein Gesamtvollstreckungsverfahren beantragt oder eröffnet 

worden ist.

14. Ich/Wir erkläre/n mich/uns einverstanden, dass mein/unser Projekt mit dem Ge­

samtbudget unter Angabe des gewährten Zuschusses veröffentlicht wird.

15. Beigefügte Anlagen:

De-minimis-Beihilfe (verpflichtend) □

Kostenvoranschläge □

• ______________ . □

'  _____________________________________________ ;________________________________ ~ ■ '  □  '  ■

Die vorstehenden Angaben sind richtig und voliständigrDen Inhalt der Allgemeinen Ne­

benbestimmungen zur Projektförderung habe/n ich/wir zur Kenntnis genommen.
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16. Nach § 2 Abs. 3 in Verbindung mit § 5 des am 28. Dezember 2013 in Kraft getretenen 
Landesmindestlohngesetzes (GVOBi. Schl-H. S. 404) gewährt das Land Schleswig- 
Holstein Zuwendungen nach der Landeshaushaltsordnung nur, wenn die Zuwen­
dungsempfängerinnen und Zuwendungsempfänger ihren Arbeitnehmerinnen und Ar­
beitnehmern mindestens den festgelegten Mindestlohn von 9,18 Euro (brutto) pro 
Zeitstunde zählen. .
Arbeitnehmerin oder Arbeitnehmer im Sinne des Landesmindestlohngesetzes ist, wer 
sich durch-einen privatrechtlichen’Vertrag verpflichtet hat, in sozialversicherungsrecht­
licher Form oder als geringfügig Beschäftigte oder Beschäftigter gegen Entgelt Diens­
te zu leisten, die in unselbständiger Arbeit im Inland zu erbringen sind.
Hingegen gelten Auszubildende, Umschülerinnen und Umschüler nach dem Berufs­
bildungsgesetz,.Personen, die in Verfolgung ihres Ausbildungsziels eine praktische 
Tätigkeit nachweisen müssen, nicht als Arbeitnehmerin oder'Arbeit-nehmer. Ebenfalls 
fallen Personen in-einem arbeitnehmerähnlichen Verhältnis nach § 138 Abs. 1 SGB IX 
nicht untef den Arbeitnehmerbegriff. Dementsprechend verpflichte ich mich/verpflich- 
ten wir uns, meinen/unseren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern im Inland für die 
Dauer des Bewilligungszeitraumes mindestens 9,18 Euro (brutto) pro Zeitstunde zu 
zahlen.

U
□

Anzahl der Arbeitnehmerinnen/Arbeftnehmer 

Ich/wir-habe/haben keine Arbeitnehmerinnen/Arbeitnehmer

In meinem/unseren Unternehmen kommt kein Tarifvertrag/folgender Tarifvertrag zur Anwendung:

Ort, Datum ’ Rechtsverbindliche Unterschrift/en

des/der Antragsteller
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Richtlinie für die Gewährung von 
Zuwendungen für verschiedene Maßnahmen 

zur Sicherung des Bestandes zu- und
durchwandernder Wölfe in Schleswig-Holstein 

{Wolfsrichtlinie)
Gl.Nr. 6614.5

Bekanntmachung des Ministeriums für Energiewende)
Landwirtschaft, Umwelt, und ländliche Räume
vom 13. April 2015 -  V 5010 -  0603.60-10 -

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage
1.1 Das Land Schleswig-Holstein gewährt nach 

Maßgabe dieser Richtlinie und der Verwaltungs­
vorschriften zu § 44 Landeshaushaltsordnung 
(LHO) Zuwendungen für verschiedene Maßnah­
men zum Schutz zu- und durchwandernder Wölfe 
in Schleswig-Holstein.
2008 hat die Landesregierung auf der Grundlage 
des § 36 Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) 
von 2007 ein Artenhilfsprogramm verabschiedet. 
Gemäß des Artenhilfsprogramms sind insbeson­
dere diejenigen Arten prioritär zu fördern, die Ge­
genstand der sogenannten Europäischen Natur­
schutzrichtlinien1) sind und deren Erhaltungszu­
stand nicht günstig ist. Der Wolf wird in den 
Anhängen II und IV der Richtlinie 92/43/EWG des 
Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natür­
lichen Lebensräume sowie der wild lebenden Tiere 
und Pflanzen (FFH-Richtlinie) gelistet.

1.2 Ein Anspruch der Antragstellerin oder des An- 
tragstellers^ auf Gewährung der Zuwendung be­
steht nicht. Vielmehr entscheidet die Bewilli­
gungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Er- v 
messens im Rahmen der verfügbaren 
Haushaltsmittel.

2 Gegenstand der Förderung •
2.1 Zuwendungsfähig sind Ausgaben für Projekte, 

die dem Ziel dienen, den Aufenthalt zu- und 
durchwandernder Wölfe in Schleswig-Holstein zu 
ermöglichen.. Hierzu gehören ausdrücklich Maß­
nahmen, die der Schaffung von Akzeptanz für die 
Einwanderung des Wolfes in Bereiche der Kultur­
landschaft dienen.
Ausgleichszahlungen in Gebieten; die durch das 
Ministerium für Energiewende, Landwirtschaft, 
Umwelt und ländliche Räume zu sogenannten 
Wolfsgebieten erklärt, wurden, können nur dann 
gewährt werden, wenn glaubhaft gemacht wird, 
dass im Vorfeld des Schadensereignisses ange-

1) Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rats vom 30. November 2009 über die Erhal­
tung der wild lebenden Vogelarten.
Richtlinie 92/43/EWG des Rats vom, 21. Mai 1992 zur 
Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wild 
lebenden Tiere und Pflanzen.

messene Maßnahmen zur Schadensprävention 
unternommen wurden.
Folgende Maßnahmen können insbesondere ge­
fördert werden: _
1. Maßnahmen zur Erhöhung der Akzeptanz der 

Wiederbesiedlung Schleswig-Holsteins durch 
Wölfe, Öffentlichkeitsarbeit

2. investive und nichtinvestive Maßnahmen zur 
Vermeidung von Schäden durch Wölfe

3. Ausgleich von durch Wölfe entstandenen 
Schäden, insbesondere an Haustieren

2.2 Nicht förderungsfähig sind
1. laufende sächliche Verwaltungsausgaben,
2. laufende Personalkosten,
3. Umsatzsteuerbeträge, die der Zuwendungs-, 

empfänger oder die Zuwendungsempfängerin 
nach § 15 Umsatzsteuergesetz als Vorsteuer 
abziehen kann.

Maßnahmen, die bereits begönnen wurden, sind 
nicht zuwendungsfähig, es sei denn, der vorzei­
tige Beginn wurde in besonders begründeten Ein­
zelfällen als Ausnahme von VV Nummer 1.3 zu 
§ 44 LHO zugelassen (siehe Ziffer 7.1).

3 Zuwendungsempfängerinnen/ 
Zuwendungsempfänger
Zuwendungsempfängerinnen oder Zuwendungs­
empfänger sind
-  juristische Personen des privaten Rechts, so­

weit der Naturschutz zu den satzungsgemä­
ßen Aufgaben gehört,

-  natürliche Personen des privaten Rechts (Im 
Falle des Ausgleichs von durch Wölfen ent­
standenen Schäden sind gewerbliche und nicht 
gewerbliche Halter (Liebhaberhaltungen) von 
Haustieren aritragsberechtigt.).

4 Zuwendungsvoraussetzungen
Außer den in § 44 LHO und den dazu ergangenen 
Verwaltungsvorschriften müssen folgende Zu­
wendungsvoraussetzungen erfüllt sein:

4.1 Mittel Dritter, insbesondere der EU und des 
Bundes, sind vorrangig in Anspruch zu nehmen. 
Bei Nichtbeantragung erfolgt eine fiktive An­
rechnung.

4.2 Die Verordnung (EG) Nummer 1408/2013 vom 
18. Dezember 2013 (De-minimis im Agrarerzeug­
nissektor) ist bei der Gewährung von Beihilfen 
(Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Ar­
beitsweise der Europäischen Union -  AEUV) zu 
beachten. Der Gesamtwert, der einem Unterneh­
men des Agrarerzeugnissektors gewährten De-mi-
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. nimis-Beihilfen, darf 15.000 €  in einem Zeitraum 
von drei Steuerjahren,nicht übersteigen.

5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung
5.1 Die Zuwendung wird im Wege der Projektförde­

rung als Voll- oder Anteilfinanzierung bereitgestellt 
und als nicht rückzahlbarer Zuschuss bewilligt.
Der Zuwendungsbetrag, in den Fällen der Anteil­
finanzierung auch der Anteil an den Gesamtaus­
gaben, wird von der Bewilligungsbehörde im Ein­
zelfall festgelegt. Dabei wird insbesondere das 
Landesinteresse an den beantragten Ausgaben 
und Vorhaben berücksichtigt, die finanzielle Leis­
tungsfähigkeit der Antragstellerin oder des An­
tragstellers kann berücksichtigt werden.

5.2 Bemessungsgrundlage sind die zuwendungsfä­
higen Gesamtausgaben, die der Antragstellerin 
oder dem Antragsteller unter Anlegung eines 
strengen. Maßstabs für eine sparsame und zweck­
mäßige Erlangung des Zuwendungszwecks nach 
Abzug von Leistungen Dritter aufgrund besonde­
rer Verpflichtungen im Bewilligungszeitraum ent­
stehen.

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen
6.1 Eine Weiterleitung der Zuwendung an Dritte 

durch die Zuwendungsempfängerin oder den Zu­
wendungsempfänger ist nicht zulässig.

6.2 Über die Gegenstände darf die Zuwendungs- 
empfähgerin oder der Zuwendungsempfänger 
nach Ablauf von fünf Jahren seit Auszahlung der 
Zuwendung frei verfügen (Nummer 4.1 ANBest-P). 
Ausnahmen \̂ on dieser Regelung können im Zu- 
wendüngsbescheid zugelassen werden.

6.3 Werden im Rahmen von Maßnahmen Gegen­
stände beschafft, deren Zuwendungszweck nicht 
ausschließlich auf den Erwerb von beweglichen 
oder unbeweglichen Sachen gerichtet ist, kann 
die Bewilligungsbehörde im Zuwendungsbescheid 
verlangen, dass diese Gegenstände, sofern die 
übliche Lebensdauer über die Projektlaufzeit hi­
nausgeht, nach Beendigung der Maßnahme zu 
veräußern sind und der Erlös anteilig an das Land 
abzuführen ist.

7 Verfahren
7.1 Antragsverfahren

Für die Bewilligung einer Zuwendung bedarf es 
eines schriftlichen Antrags an die Bewilligungsbe­
hörde.
Der Antrag ist mit folgenden Unterlagen bei der 
Bewilligungsbehörde einzureichen:
1. Kosten- und Finanzierungsplan mit einer Über­

sicht über alle zu erwartenden Ausgaben und 
Einnahmen, Kostenvoranschläge sowie, ein, 
Zeitplan,

2. Erklärung zur Förderung durch andere Stellen,

3. Erklärung, ob allgemein oder für das betref­
fende Vorhaben ein Vorsteuerabzug nach § 15 
UStG besteht,

4. bei Zahlungen in Wolfsgebieten gemäß Ziffer 2 
ein geeigneter Nachweis über getätigte Maß­
nahmen zur Schadensprävention,

5. Erklärung über De-minimis-Beihilfen im Agrar­
sektor bei Beantragung von Agrarbeihilfen,

6. Erklärung zur Einhaltung des Mindestlohnge­
setzes.

Die Bewilligungsbehörde kann auf schriftlichen 
Antrag im Einzelfall die Zustimmung zum vorzeiti­
gen Beginn der Maßnahme nach der Nummer 1.3 
der VV zu § 44 LHO erteilen. Damit bleibt eine 
vor Bewilligung begonnene Maßnahme förde­
rungsfähig,

7.2 Bewilligungsverfahren
1. Bewilligungsbehörde ist das Ministerium für 

Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume des Landes Schleswig-Hol­
stein -  Referat ^  50 (MELUR).

2. Bestandteile des Zuwendungsbescheides sind 
die Allgemeinen Nebenbestimmungen für ZuL 
Wendungen zur Projektförderung (ANBest-P) in 
der bei Bewilligung geltenden Fassung.

3. Die jeweils zuständige untere und obere Natur­
schutzbehörde wird in geeigneter Weise von 
dem Zuwendungsbescheid in Kenntnis gesetzt 
(z.B, Durchschrift, Mail).

7.3 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrech­
nung der Zuwendungen sowie für den Nachweis 
und die Prüfung der Verwendung und die gegebe­
nenfalls erforderliche Aufhebung des Zuwen­
dungsbescheides und die Rückforderung der ge­
währten Zuwendung gelten die VV zu § 44 LHO 
i.V.m. den entsprechenden Regelungen des Lan- 
desverwältungsgesetzes (§§ 116, 117 und 117 a 
LVwG), soweit nicht in diesen Richtlinien Abwei­
chungen zugelassen sind.

7.4 Im Falle einer Kofinanzierung mit Mitteln der 
Europäischen Union sind im Einzelfall Abweichun­
gen im Verfahrensablauf erforderlich. Insbeson­
dere kann die Zuwendung nur auf Nachweis der 
getätigten Ausgaben ausgezahlt werden. Näheres 
wird im Zuwendungsbescheid geregelt.

8 Inkrafttreten
Diese Richtlinien treten am Tage nach der Veröf­
fentlichung im Amtsblatt für Schleswig-Holstein 
in Kraft und gelten bis zum 30. April 2018. Gleich­
zeitig treten die Richtlinien vom 9. Mai 2012 
(Amtsbl. Schl.-H. S. 474)2) außer Kraft.

Amtsbl. Schl.-H. 2015 S. 568

2) Gl.Nr. 6614.4



1. Schritt:

SEITE 8 VON 20

Übermittlung der nachstehenden Mitteilung nebst Anlagen (Erläuterungen und Erklä­
rung) an den Zuwendungsempfänger

Mitteilung an den Zuwendungsempfänger über die Gewährung einer De-minimis-Bei- 
hilfe nach Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013:

(Züwendungsempfänger)

Ich möchte Ihnen mitteilen, dass ich beabsichtige, Ihnen eine De-minimis-Beihilfe nach der 
Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommission vom 18.12.2013 über die Anwendung der 
Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De- 
minimis-Beihilfen im Agrarsektor5 zu gewähren.

Die voraussichtliche Höhe der Beihilfe wird__________________________(Bruttosubven­
tionsäquivalent) betragen.

Zweck der Beihilfe:

Bitte füllen Sie die beigefügte Erklärungzum Antrag auf Gewährung einer De-minimis-
Beihilfe aus und lassen Sie mir diese unterschrieben zukommen.

Ort, Datum Bewilli­
gungsbehörde

Anlagen ..

- Erläuterungen zu De-minimis-B eihilfen für Zuwendungsempfänger
- Erklärung über erhaltene und beantragte De-minimis-B eihilfen

Amtsblatt der EU Nr. L 352 vom 24. Dezember 2013, S. 95
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Anlage 1
zur Mitteilung an den Zuwendungsempfänger 

Erläuterungen zu De-minimis-Beihilfen für Zuwendungsempfänger

Einleitung

Als Beihilfen werden Zuwendungen bezeichnet, die für das empfangende Unternehmen einen 
wirtschaftlichen Vorteil gegenüber einem Konkurrenzunternehmen bedeuten, welches eine 
solche Zuwendung nicht erhält. Beihilfen können unter anderem in Form von nicht rückzahl­
baren Zuschüssen, Bürgschaften, Steuervergünstigungen oder zinsverbilligten Darlehen ge­
währt werden. Da eine Beihilfe nur einem oder einigen Marktteilnehmern zugute kommt, 
kann sie nach Auffassung der Europäischen Kommission den Wettbewerb zwischen den Bei- 
hilfeempfängem und ihren Konkurrenten verzerren. Solche wettbewerbsverzerrenden Beihil­
fen an Unternehmen oder Produktionszweige sind in der Europäischen Union verboten, wenn 
sie den Handel zwischen den EU-Mitgliedstaaten beeinträchtigen (Art. 107 Abs. 1 des Ver­
trages über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)).

Manche Beihilfen (sog. De-minimis-Beihilfen) sind so gering, dass ihre Auswirkungen auf 
den Wettbewerb nicht spürbar sind. Sie müssen daher nicht von der Europäischen Kommis­
sion genehmigt werden, sondern können ohne deren Zustimmung von den Mitgliedstaaten 
direkt gewährt werden. Allerdings hat die Europäische Kommission das Recht, die Durchfüh­
rung dieser Maßnahme zu kontrollieren. Ihre Gewährung ist daher an bestimmte Bedingungen 
geknüpft.

Rechtsgrundlage

Rechtsgrundlage für die Gewährung von De-minimis-Beihilfen im Agrarsektor (= landwirt­
schaftliche Primärerzeugung) ist die Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Europäischen 
Kommission vom 18.12.2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 AEUV auf De- 
minimis-Beihilfen im Agrarsektor, veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Union vom 
24.12.2013, Nr. L 352, S. 9.

Bruttosubventionsäquivalent

Da es unterschiedliche Beihilfearten gibt, ist der finanzielle Vorteil so darzustellen, dass alle 
Beihilfearten miteinander verglichen werden können. Aus diesem Grund wird für jede De- 
minimis-Beihilfe berechnet, mit welchem Geldbetrag die durch sie gewährte Vergünstigung 
gleichgesetzt werden kann. Der Betrag dieser Vergünstigung wird als Subventionswert oder 
auch Bruttosubventionsäquivaient bezeichnet.
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De-minimis-Höchstbetrag

Damit die als De-minimis-Beihilfen bezeichneten Subventionen nicht dadurch, dass ein Zu­
wendungsempfänger mehrere Subventionen dieser Art sammelt, doch noch zu einer Wett­
bewerbsverzerrung führen, ist der Subventionswert aller für einen Zuwendungsempfänger im 
Bereich der Urproduktion von landwirtschaftlichen Erzeugnissen zulässigen De-minimis-Bei- 
hilfen auf 15.000 Euro innerhalb von drei Steuerjahren (Kalenderjahren) begrenzt. Bei jeder 
Neubewilligung einer De-minimis-Beihilfe muss sichergestellt sein, dass die Gesamtsumme 
der im laufenden Steuerjahr sowie in den zwei vorangegangenen Steuerjahren gewährten De- 
minimis-Beihilfen diese Schwellenwerte nicht überschreitet.

Dabei ist nicht nur auf den direkten Zuwendungsempfänger, sondern ggf. auch auf mit dem 
Zuwendungsempfänger „verbundene“ Unternehmen abzustellen (sog. „einziges Unterneh­
men“). Mehrere miteinander verbundene Unternehmen sind als ein einziges Unternehmen 
anzusehen, wenn eines der folgenden Kriterien erfüllt ist:

Ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte der Anteilseigner oder Gesellschaf­
te r  eines anderen Unternehmens;

ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs­
oder Aufsichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu bestellen oder abzuberufen;

ein Unternehmen ist gemäß eines mit einem anderen Unternehmen geschlossenen Ver­
trags oder aufgrund einer Klausel in dessen Satzung berechtigt, einen beherrschenden 
Einfluss auf dieses Unternehmen auszuüben;

ein Unternehmen, das Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen Unternehmens ist, 
übt gemäß einer mit anderen Anteilseignern oder Gesellschaftern dieses anderen Unter­
nehmens getroffenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle über die Mehrheit der Stimm­
rechte von dessen Anteilseignern oder Gesellschaftern aus.

Auch Unternehmen, die über ein anderes Unternehmen oder mehrere andere Unternehmen 
zueinander in einer der oben genannten Beziehungen stehen, werden als ein einziges Unter­
nehmen betrachtet. Eine Verbindung zwischen Unternehmen über natürliche Personen findet 
bei den vorgenannten Überlegungen keine Berücksichtigung.

Tm Falle von Unternehmensfusionen oder -übernahmen müssen alle De-minimis-Beihilfen, 
die den jeweiligen Unternehmen im laufenden und in den vorangegangenen zwei Jahren ge­
währt wurden, bei der Prüfung der Einhaltung der Obergrenze berücksichtigt werden. Die
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Rechtmäßigkeit der zuvor gewährten De-minimis-Beihilfen wird dadurch aber nicht in Frage 
gestellt.

Im Falle von Unternehmensaufspaltungen müssen die zuvor erhaltenen De-minimis-Beihilfen 
nach Möglichkeit den jeweiligen Betriebsteilen zugewiesen werden. Ist das nicht möglich, 
erfolgt eine Zuweisung auf der Grundlage des Buchwerts des Eigenkapitals der neuen Unter­
nehmen.

Kumulierung mit anderen De-minimis-Beihilfen

Unternehmen der landwirtschaftlichen Primärerzeugung können auch in anderen Bereichen 
tätig sein und dafür De-minimis-Beihilfen erhalten, z. B. im Bereich der Fischerei und Aqua­
kultur oder im Bereich der Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse 
oder auch in sonstigen Bereichen (= gewerblicher Bereich). Agrar-De-minimis-Beihilfen nach 
der Verordnung (EG) Nr. 1408/2013 dürfen nur bei Einhaltung bestimmter Voraussetzungen 
mit De-minimis-Beihilfen für andere Sektoren kumuliert werden: Zum einen müssen die Bei­
hilfen eindeutig dem jeweiligen Sektor zugeordnet werden können, zum anderen dürfen die 
höheren individuellen Obergrenzen der anderen Bereiche (Fischerei und Aquakultur:
30.000 Euro in drei Jahren; gewerblicher Bereich 200.000 Euro in drei Jahren) nicht über­
schritten werden. Gleiches gilt für De-minimis-Beihilfen für Dienstleistungen von allgemei­
nem wirtschaftlichen Interesse (DAWI) nach der Verordnung (EU) Nr. 360/2012.

i

Beispiel zur Einhaltung der Obergrenzen:
- Für ein-Vorhaben sollen Agrar-De-minimis -Beihilfen gewährt werden. Die Begüns..... —
tigte hat im laufenden und in den letzten zwei Jahren keine Agrar-De-minimis-Beihil- 
fen erhalten, allerdings 190.000 Euro Investitionsbeihilfe nach der Verordnung (EU)
Nr. 1407/2013. Wegen der Vorgabe zur Einhaltung der Obergrenzen kann daher eine 
Agrar-De-mimmis-Beihilfe von höchstens 10.000 Euro gewährt werden, obwohl nach 
der Agrar-De-minimis-Verordnung eine Förderung von bis zu 15.000 Euro zulässig 
wäre.

Überprüfung der De-minimis-Bedingungen

Um sicherzustellen, dass De-minimis-Beihilfen den maximal zulässigen Subventionswert von
15.000 Euro und die in den anderen De-minimis-Verordnungen festgelegten Obergrenzen 
nicht überschreiten, werden bei der Antragstellung anhand der „Erklärung über bereits er­
haltene bzw. beantragte De-minimis-Beihilfen“ nachfolgende Angaben erfragt.

-----1. Der Zuwendungsempfänger muss angeben, ob er oder ein mit ihm verbundenes Untemeh-.........
men bereits früher De-minimis-Beihilfen im Agrarbereich nach der Verordnung (EU)
Nr. 1408/2013 bzw. der Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 oder nach einer änderen De-
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minimis- Verordnung erhalten hat, und wenn ja, wann und in welcher Höhe. De-minimis- 
Beihilfen werden vom Zuwendungsgeber gegenüber dem Zuwendungsempfänger aus­
drücklich als solche bezeichnet, und der Zuwendungsempfänger erhält eine De-minimis- 
Bescheinigung.

2. Der Zuwendungsempfänger muss angeben, ob er oder ein mit ihm verbundenes Unterneh­
men im laufenden Steuerjahr sowie in den zwei vorangegangenen Steuerjahren weitere 
De-minimis-Beihilfen beantragt hat, und wenn ja, wann und in welcher Höhe.

Anhand dieser Angaben wird geprüft, ob mit der neu beantragten De-minimis-Beihilfe der 
Höchstbetrag von 15.000 Euro im Zeitraum des laufenden Steuerjahres sowie den zwei 
vorangegangenen Steuerjahren sowie ggf. die Höchstbeträge nach den anderen De-mini- 
mis-Verordnungen eingehalten werden. Wenn der Gesamtbetrag der De-minimis-Beihil­
fen, die ein Zuwendungsempfänger oder ein mit ihm verbundenes Unternehmen im lau­
fenden Steuerjahr und in den letzten zwei Steuerjahren erhalten hat, aufgrund der Förde­
rung die oben genannten De-minimis-Höchstbeträge übersteigt, kann der Zuschuss nicht 
gewährt werden.

3. Zusätzlich muss der Zuwendungsempfänger angeben, ob er für das geplante Vorhaben ne­
ben der beantragten De-minimis-Beihilfe weitere Beihilfen erhält, die mit der beantragten 
De-minimis-Beihilfe kumuliert, werden sollen.

....Pe-mdnirnis-Beihilfen können durchaus mit Beihilfen aus von der Europäischen f^oinmis-
sion genehmigten oder freigestellten Fördermaßnahmen zusammen in Anspruch genom­
men (d. h. kumuliert) werden. Dabei ist allerdings zu beachten, dass die maximale Förder­
intensität, die im EU-Recht für diese Beihilfen vorgegeben ist, durch die Kumulation mit 
der De-minimis-Beihilfe nicht überschritten wird.'

Wie erfährt das Unternehmen die Höhe einer De-minimis-Beihilfe?

In einer Anlage zum Förderbescheid für eine De-minimis-Beihilfe (sog. De-minimis-Beschei- 
nigung) wird dem Zuwendungsempfänger unter anderem mitgeteilt, wie hoch der auf die Bei­
hilfe entfallende Subventionswert ist. Die De-minimis-Bescheinigung muss mindestens zehn 
Jahre aufbewährt werden, damit sie bei einer Kontrollanfrage der Europäischen Kommission 
kurzfristig vorgelegt werden kann.
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Anlage 2
zur Mitteilung an den Zuwepdungsempfänger

Erklärung über erhaltene und beantragte De-minimis-Beihüfen durch den Zuwen­
dungsempfänger (De-minimis-Erklärung):

• • «

Unternehmen:

Landwirtschaftliche Betriebsnummer (wenn vorhanden)

Name, Vorname bzw. juristische Person 

Straße, Hausnummer 

PLZ, Ort (Anschrift)

Förderaktenzeichen:

Erklärung
zum Antrag auf Gewährung einer De-minimis-Beihilfe

Von den Erläuterungen zu De-minimis-Beihilfen für Zuwendungsempfänger habe ich/haben 
wir Kenntnis genommen.

Ich/wir erkläre(n), dass mir/ dem Unternehmen............oder einem mit mir/uns im Sinne von
Artikel 2 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 1408/20136 verbundenen Unternehmen über die 
beantragte Beihilfe hinaus keine weiteren bzw. nur die von mir/uns aufgeführten De-minimis- 
Beihilfen im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 (Agrar-De-minimis), der Verordnung 
(EG) Nr. 1535/2007 (bis Ende 2013 gültige Agrar-De-minimis-Verordnung), der Verordnung 
(EU) Nr. 1407/2013 (De-minimis-Verordnung für den gewerblichen Bereich), der Verord­
nung (EG) Nr. 1998/2006 (bis Ende 2013 gültige gewerbliche De-minimis-Verordnung), der 
Verordnung (EG) Nr. 875/2007 (bzw. Nachfolgeregelungen'De-minimis Fischereisektor) 
und/oder der Verordnung (EU) Nr. -360/2012 (DAWI-De-minimis) im laufenden Steuerjahr 
sowie in den vorangegangenen zwei Steuerjahren gewährt wurden.

6 Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 
107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen im Agrar­
sektor (Amtsblatt der EU L  352 vom 24.12.2013)
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Im laufenden Steuerjahr sowie in den vorangegangenen zwei Steuerjahren erhaltene De-mi- 
nimis-Beihilfen und/oder DAWI-De-minimis-Beihilfen:

Datum  des Zuwen-. 

dungsb escheides/ 

-Vertrages

Zuwendungsgeber
h

(Beihilfengeber)

Aktenzeichen bitte 

angeben

Form der Beihilfe

(z. B. Zuschuss, Darlehen,

Bürgschaft)

Fördersumme 

in Euro

Subventionswert 

(Bruttosubven­

tionsäquivalent) in 

Euro
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□ □ □ □

□ □ □ □

□ □ □ □

□ □ □ □  ‘

□ □ □ □

De-minimis-Regelung Gesamtfördersumme
Euro

Gesamtsubventionswert
Euro

Agrar-De-minimis-Beihiife

gewerbliche De-minimis- 
Beihilfe
DAWI-De-minimis-Beihilfe

Fischerei-De-minimis-Beihilfe

Darüber hinaus habe ich/haben wir oder ein mit mir/uns verbundenes Unternehmen im laufen- ■ 
den Steuerjahr sowie in den zwei vorangegangenen Steuerjahren

D  keine weiteren De-minimis-Beihilfen nach der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 (Agrar- 
De-minimis), der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 (De-minimis gewerblicher Bereich), • 
der Verordnung (EG) Nr. 875/2007 (bzw. Nachfolgeregelungen De-minimis Fischereise­
ktor) und/oder der Verordnung.(EU) Nr. 360/2012 (DAWI-De-minimis) beantragt,

□  die nachstehend aufgeführten De-minimis-Beihilfen nach der Verordnung (EU)
Nr. 1408/2013 (Agrar-D.e-minimis), der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 (De-minimis ge- 

- werblicher Bereich), der Verordnung (EG) Nr. 875/2007 (bzw. Nachfolgeregelungen De-- - 
minimis Fischereisektor) und/oder der Verordnung (EU) Nr. 360/2012 .(DAWI-De-mini­
mis) beantragt, die noch nicht bewilligt wurden:
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Datum des För­

derantrages

Zuwendungsgeber

(Beihilfengeber)

Aktenzeichen bitte 

angeben

Form  der Beihilfe

(z. B; Zuschuss, Darlehen,

Bürgschaft)^

Fördersumme 

in Euro

Subventionswert 

(Bruttosubventions­

äquivalent) in Euro
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□ □ □ □

□ □  ' □ □
□ □ □ □  .

□ □ □ □

□ □ □

De-minimis-Regelung Ges amtförder summe 
Euro

Gesamtsubventionswert
Euro

Agrar-De-minimis-Beihilfe

gewerbliche De-minimis- 
Beihilfe
DAWI-De-minimis-B eihilfe

Fischerei-De-minimis-Beihilfe

Die hier beantragte De-minimis-Beihilfe wird
i,

□  nicht mit weiteren Beihilfen für dieselben förderfähigen Aufwendungen kumuliert,

□  mit folgender/n Beihilfe/n für dieselben förderfähigen Aufwendungen kumuliert:

Datum des Zuwen­
dungsbescheides/ 
-Vertrages

Zuwendungsgeber (Beihil­
fengeber)

Aktenzeichen bitte ange­
ben

Form der Beihilfe 
(z. B. Zuschuss, Dar­
lehen, Bürgschaft)

Fördersumme in 
Euro

Subventionswert 
(Bruttosubventions­
äquivalent) in  Euro

Mir/uns ist bekannt, dass die vorstehend gemachten Angaben subventionserheblich im Sinne 
des § 264 des Strafgesetzbuches (StGB) sind. Nach dieser Vorschrift wird u. a. bestraft, wer 
einem Subventionsgeber über subventionserhebliche Tatsachen für sich oder einen anderen 
unrichtige oder unvollständige Angaben macht, die für ihn oder den anderen vorteilhaft sind 
(Subventionsbetrug).-
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Ich/wir verpflichte(n) mich/uns, Änderungen der vorgenannten Angaben der die Beihilfe ge­
währenden Stelle mitzuteilen, sofern sie mir/uns vor der Zusage für die hier beantragte Förde­
rung bekannt werden:

(Ort, Datum, Unterschrift)
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M e r k b l a t t 1

zur Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die 
Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäi­

schen Union auf De-minimis-B eihilfen im Agrarsektor2 3

I. Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen

Die hierzu maßgeblichen Vorschriften der Verordnung finden sich in den Artikeln 1 und 2. 

Folgende Punkte sind hervorzuheben:

1. Anwendungsbereich der Verordnung
Die Verordnung gilt für Beihilfen (Eirizelbeihilfen, Beihilferegelungen) an Unternehmen, die 
in der Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig sind (Agrarsektor). Hierzu zäh­
len die in Anhang I des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) auf­
geführten landwirtschaftlichen Erzeugnisse mit Ausnahme der Fischerei- und Aquakulturer­
zeugnisse im Anwendungsbereich der gemeinsamen Marktorganisation für Erzeugnisse der 
Fischerei und der Aquakultur.

Die Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse unterliegt nicht dieser 
Verordnung. In diesem Bereich gilt die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission 
vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen . So fallen z. B. De-minimis- 
Beihilfen für Tätigkeiten im Weinberg unter die Verordnung (EU) Nr. 1408/2013, während 
De-minimis-Beihilfen für Tätigkeiten in der Keileiwirtschaft der Verordnung (EU) Nr. 
1407/2013 unterfallen. '

Vom Anwendungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 sind ausgenommen:

- Beihilfen, deren Höhe sich nach dem Preis oder der Menge vermarkteter Erzeugnisse rich­
tet,

1 Alle Ausführungen in diesem Merkblatt sind rechtlich unverbindlich. Verbindlich sind alleine die Vorga- 
ben der zitierten Rechtsvorschriften und deren Auslegung durch die europäischen und nationalen Gerichte.

2 ABI. EU Nr. L  352, S. 9. ■ ' ' •
3 ABI. EU Nr. L  352, S. 1.
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- Beihilfen für exportbezogene Tätigkeiten sowie

- Beihilfen, die davon abhängig sind, dass heimische Erzeugnisse Vorrang vor eingeführten 
Erzeugnissen erhalten.

. 2. Untemehmensbegriff 
Neu aufgenommen hat die Europäische Kommission in Artikel 2 Abs. 2 eine Definition des 
Unternehmensbegriffs; abzustellen ist auf das sog. „einzige Unternehmen“, wobei ggf. etwai­
ge Unternehmensbeteiligungen und Verbindungen zu anderen Unternehmen zu prüfen sind. 
Diese Definition ist relevant für die Prüfung der Einhaltung der individuellen De-minimis- 
Obergrenze.

Nach Artikel 2 Abs. 2 sind mehrere miteinander verbundene Unternehmen als ein einziges 
Unternehmen anzusehen, wenn eines der folgenden Kriterien erfüllt ist:

Ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte der Anteilseigner oder Gesellschaf­
ter eines anderen Unternehmens;

ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Leifungs- 
oder Aufsichtsgremiums eines anderen Unternehmens zu bestellen oder abzuberufen;

ein Unternehmen ist gemäß einem mit einem anderen Unternehmen geschlossenen Ver­
trag oder aufgrund einer Klausel in dessen Satzung berechtigt, einen beherrschenden Ein­
fluss auf dieses Unternehmen auszuüben;

ein Unternehmen, das Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen Unternehmens ist, 
übt gemäß einer mit anderen Anteilseignern oder Gesellschaftern dieses anderen Unter­
nehmens getroffenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle über die Mehrheit der Stimm­
rechte von dessen Anteilseignern oder Gesellschaftern aus.

Auch Unternehmen, die über ein anderes Unternehmen oder niehrere andere Unternehmen 
zueinander in einer der Beziehungen gemäß Unterabsatz 1 Buchstaben a bis d stehen, werden 
als ein einziges Unternehmen betrachtet. Eine Verbindung zwischen Unternehmen über na­
türliche Personen findet bei den vorgenannten Überlegungen keine Berücksichtigung.4

4 Nach Aussagen der Europäischen Kommission (GD Wettbewerb) ist die Definition nach Artikel-2 Absatz 2 - 
abschließend. D.h. die etwaige Verbindung einzelner Unternehmen über natürliche Personen (entsprechend 
der aktuellen EuGH-Rechtsprechung (C-l 10/13 -  HaTeFo GmbH, Urteil vom 27.02.2014) ist daher aus 

)  Vereinfachungsgründen nur außerhalb des Anwendungsbereichs der De-minimis Verordnung zu beachten. -
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Entfallen ist das allgemeine Verbot der Beihilfengewährung an „Unternehmen in Schwierig­
keiten“. .

II. De-minimis-Beihilfen

Die Europäische Kommission kann Beihilfen, die einen bestimmten Schwellenwert nicht 
überschreiten (De-minimis-Beihilfen), von der Anmeldepflicht freistellen.
Nach Artikel 3 Abs. 1 der Verordnung (EU) Nr. 1408/2013 werden Maßnahmen, die die Vor­
aussetzungen dieser Verordnung erfüllen, als Maßnahmen angesehen, die nicht alle Tatbe­
standsmerkmale des Artikels 107 Abs. 1 AEUV erfüllen. Solche Maßnahmen stellen damit 
keine staatlichen Beihilfen i. S. dieser Vorschrift dar. Die betreffenden Maßnahmen unterlie- 

■ gen folglich nicht der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Abs. 3 AEUV.

Artikel 3 statuiert in seinen Absätzen 2 und 3 eine zweifache Höchstbegrenzung von De-mini- 
mis-Beihilfen im Agrarerzeugnissektor.

Zum einen darf auf Zuwendungsempfängerebene die einem einzigen Unternehmen i. S. v. , 
Artikel 2 Abs. 2 gewährte Beihilfe -  bezogen auf einen Zeitraum von drei Steuerjahren -  ins­
gesamt 15.000 Euro nicht überschreiten. Der Dreijahreszeitraum ist fließend, d. h. bei jeder 
Neubewilligung einer ,,De-minimis“-Beihilfe ist die Gesamtsumme der dem relevanten einzi­
gen Unternehmen im laufenden Steuerjahr sowie in den vorangegangenen zwei Steuerjahren 
gewährten „De-minimis“-Beihilfen festzustellen. Maßgeblich zur Bestimmung des Dreijah­
reszeitraumes ist das Jahr, in dem das Unternehmen nach dem geltenden nationalen Recht 
einen; Rechtsanspruch auf die Beihilfe erwirbt, unabhängig davon, wann die Beihilfe tatsäch­
lich ausgezahlt wird. Das Steuerjahr ist das jeweilige Kalenderjahr.

Der Höchstwert gilt für alle dem Zuwendungsempfänger nach dieser Verordnung gewährten 
De-minimis-Beihilfen ungeachtet ihrer Art und Zielsetzung (z. B. Betriebsbeihilfen oder Bei­
hilfen für Investitionen in Form von Bürgschaften, Zinsverbilligungen oder verlorenen Zu­
schüssen) und unabhängig davon, ob die von dem Mitgliedstaat gewährte Beihilfe ganz oder 
teilweise aus Unionsmitteln finanziert wird.

Im Falle von Untemehmensfusionen oder -übernahmen müssen nach Artikel 3 Abs. 8 alle De- 
minimis-Beihilfen, die den jeweiligen Unternehmen im laufenden und in den vorangegange­
nen zwei Jahren gewährt wurden, bei der Prüfung der Einhaltung der Obergrenze berücksich­
tigt werden. Die Rechtmäßigkeit der zuvor gewährten De-minimis-Beihilfen wird dadurch 
aber nicht in Frage gestellt.
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Im Falle von Unternehmensaufspaltungen müssen die zuvor erhaltenen De-minimis-Beihilfen 
nach Möglichkeit den jeweiligen Betriebsteilen zugewiesen werden. Ist das nicht möglich, 
erfolgt eine Zuweisung auf der Grundlage des Buchwerts des Eigenkapitals der peuen Unter­
nehmen.

Eine weitere Höchstbegrenzung, die auf Ebene des Mitgliedstaates angesiedelt ist, ergibt 
sich daraus, dass die Gesamtsumme der gewährten Agrar-De-minimis-Beihilfen die im An­
hang der Verordnung festgesetzten Werte, die sich wiederum auf einen Zeitraum von drei 
Jahren beziehen, nicht übersteigen darf. Dieser kumulierte Höchstbetrag wurde mit Inkraft­
treten der neuen Verordnung nahezu verdoppelt und beträgt nunmehr für Deutschland
522.890.000 Euro. Die Ausführungen zur Bestimmung der gleitenden Dreijahresfrist auf Zu­
wendungsempfängerebene gelten hier entsprechend.

Nach Artikel 3 Abs. 7 ist die Gewährung einer De-minimis-Beihilfe ausgeschlossen, wenn der 
beantragte Betrag die Höchstgrenze von 15.000 Euro oder -  wenn bereits De-minimis-Beihil- 
fen im Dreijahreszeitraum gewährt wurden -  das verbleibende zulässige Fördervolumen über­
steigt oder die in Artikel 3 Abs. 3 genannte nationale Obergrenze überschritten würde.

Die Verordnung gilt nur für transparente Beihilfen. Das sind Beihilfen, bei denen sich das 
Bruttosubventionsäquivalent nach Maßgabe von Artikel 4 im Voraus berechnen lässt. Zu­
schüsse und Zinszuschüs.se werden nach Artikel 4 Abs. 2 als transparente Beihilfen ange­
sehen.
Im halle /.insverbilligtcr Darlehen wird der Zinsvorteil berücksichtigt, den das Unternehmen ~ 
erhält. Bei der Berechnung des Beihilfewertes ist zu berücksichtigen, dass der gesamte Zins­
vorteil nicht -  wie bei einem Barzuschuss -  in voller Höhe bei Auszahlung der Mittel, son­
dern über die gesamte Darleheüslaufzeit gewährt wird. Bei Bürgschaften besteht die Mög­
lichkeit, das Verfahren zur Berechnung des Bruttosubventionsäquivalentes nach Artikel 108 
Abs. 3 AEUV anzumelden und einer Genehmigung zuzuführen. Derzeit existiert in Deutsch­
land für den Agrarsektor eine solche Berechnungsmethode nicht.

De-minimis-Beihilfen dürfen nach Artikel 5 nicht frei mitanderen Maßnahmen kumuliert 
werden. Eine De-minimis-Beihilfe darf somit nur im Rahmen der im Beihilferecht festgeleg­
ten zulässigen Förderintensität zu einer anderen Fördermaßnahme hinzutreten. Bei Über­
schreitung dieses Rahmens darf keine De-minimis-Beihilfe-gewährt werden.

Beispiel zur Reichweite des Kumulierungsverbotes:
Ein Investitionsvorhaben mit einem Gesamtvolumen über 100.000 Euro erhält eine nach 
der Agrarfreistellungsverordnung freigestelite Investitionsbeihilfe i. H. v. 3Ö.ÖÖ0 Euro 
(= 30 %). Nach der Agrarfreistellungsverordnung wäre eine Beihilfe von höchstens
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40.000 Euro (= 40 %) zulässig. Wegen des Kumulierungsverbotes darf diese Förderung 
daher mit einer De-minimis-Beihilfe von höchstens 10.000 Euro kumuliert werden, ob­
wohl nach der De-minimis-Verordnung eine Förderung von bis zu 15.000 Euro zulässig 
wäre.

Agrar-De-minimis-Beihilfen nach dieser Verordnung können mit Beihilfen nach der Verord­
nung (EU) Nr. 1407/2013 (gewerbliche De-minimis-Verordnung), der Verordnung (EG)
Nr. 875/2007 (Fischerei-De-minimis-Verordnung) bzw. der Nachfolgeverordnung und der 
Verordnung (EU) Nr. 360/2012 (DAWI-De-minimis-Verordnung) bis zu den in diesen Ver­
ordnungen festgelegten Obergrenzen kumuliert werden, sofern der betreffende Mitgliedstaat 
durch geeignete Mittel sicherstellt, dass letztere Beihilfen nicht der Primärerzeugung land­
wirtschaftlicher Erzeugnisse zugutekommen. Dies kann insbesondere durch eine Trennungs­
rechnung, aber auch -  soweit möglich -  durch eine klare Zuordnung zu einem bestimmten 
geförderten Projekt erfolgen.

Beispiel zur Einhaltung der Obergrenzen:
Für ein Vorhaben sollen Agrar-De-minimis-Beihilfen gewährt werden. Die Begünstigte , 
hat in den letzten zwei Jahren keine Agrar-De-minimis-Beihilfen erhalten, allerdings
190.000 Euro Investitionsbeihilfe nach der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013. Wegen der 
Vorgabe zur Einhaltung der Obergrenzen kann daher eine Agrar-De-minimis-Beihilfe 
von höchstens 10.000 Euro gewährt werden, obwohl nach der Agrar-De-minimis-Ver- 
ordnung eine Förderung von bis zu 15.000 Euro zulässig wäre. •

III. Überwachung

Der Beihilfegeber hat sich zu vergewissern, dass die De-minimis-Beihilfe den zulässigen 
individuellen Gesamtbetrag nicht überschreitet. Nach Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung (EU) 
Nr. 1408/2013 sind vor der Gewährung einer De-minimis-Beihilfe verschiedene Schritte zu 
beachten:

1. Dem potentiellen Beihilfeempfänger ist mitzuteilen, dass beabsichtigt ist, ihm eine De- 
minimis-Beihilfe zu gewähren. Gleichzeitig ist ihm die voraussichtliche Höhe der De-mi­
nimis-Beihilfe bekanntzugeben.

2. Der Zuwendungsempfänger hat im Gegenzug dem Beihilfegeber eine vollständige Über­
sicht über sonstige von ihm oder von mit ihm verbundenen Unternehmen in den letzten 
zwei Jahren sowie im laufenden Jahr bezogenen und beantragten De-minimis-Beihilfen 
vorzulegen (sog. De-minimis-Erklärung). Diese Übersicht muss auch auf Grundlage einer
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anderen De-minimis-Verordnung erhaltene und beantragte De-minimis-Beihilfen bein­
halten,

3. Nach Vorliegen der relevanten Informationen muss der Beihilfegeber prüfen, ob die beab­
sichtigte De-minimis-Beihilfe in der angedachten Höhe tatsächlich gewährt werden kann.

4. Dem Zuwendungsempfänger ist eine Bescheinigung über die gewährte De-minimis-Bei- 
hilfe auszustellen (sog. De-minimis-Bescheinigung).

Nach Artikel 6 Abs. 4 hat der Mitgliedstaat alle erforderlichen Unterlagen, die Aufschluss 
darüber geben, ob die Bedingungen für die Zuwendung der Verordnung erfüllt sind, zu sam­
meln, zu registrieren und für eine Dauer von zehn Jahren aufzubewahren.

Des Weiteren wird dem Mitgliedstaat die Verpflichtung auferlegt, der Europäischen Kommis­
sion auf schriftliches Ersuchen innerhalb einer vorgegebenen Frist alle erforderlichen Unter­
lagen zur Beurteilung der Einhaltung der Verordnung zu übermitteln. Dazu zählen vor allem 
Angaben über die Beachtung der in den jeweiligen Anhängen der Verordnung aufgeführten 
Gesamtbeihilfebeträge.

IV. Übergangs- und Schlussbestimmungen

Bei einer von der Europäischen Kommission angeordneten Rückforderung von rechtswidri­
gen Beihilfen kommt regelmäßig eine rückwirkende Anwendung der Verordnung in Betracht. 
Insoweit wird auf die Bekanntmachung der Kommission unter dem Titel „Rechtswidrige und 
mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbare staatliche Beihilfen: Gewährleistung der Umset­
zung von Rückforderungsentscheidungen der Kommission in den Mitgliedstaaten“ (Amtsblatt 
EU vom 15.11.2007 Nr. C 272, S. 4) und die dortige Randnummer 49 verwiesen.

Die Verordnung gilt bis zum 31.12.2020. Auf die zu diesem Zeitpunkt bestehenden De-mini- 
mis-Beihilferegelungen kann die Verordnung noch weitere sechs Monate angewendet werden.

V. Umsetzung der Verordnung in der Bundesrepublik Deutschland

Um die für Deutschland geltende Höchstgrenze an insgesamt zulässigen Agrar-De-minimis- 
Beihilfen einhalten zu können, sind verschiedene Verfahrensschritte erforderlich.

Im Agrarsektor bietet es sich an, den von der Europäischen Kommission festgesetzten Plafond 
von-522.890.000 Euro, den sie auf Unionsebene aus dem landwirtschaftlichen Produktions­
wert abgeleitet hat, zwischen Bund und Ländern mittels einer entsprechenden statistischen
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Erhebung im Bundesgebiet aufzuteilen. Hierzu wird die regionale landwirtschaftliche Gesam­
trechnung des Statistischen Landes amtes Baden-Württemberg herangezogen, in der für das 
Jahr 2010 der Produktionswert der Landwirtschaft nach Bundesländern in jeweiligen Preisen 
abgebildet ist (siehe www.statistiknortal.de/Landwirtschaft/LGR/DE home.asp). Aufgrund 
dieser Gesamtrechnung ist die beigefügte Aufteilung vorgenommen worden.

In dieser Tabelle ist die Gesamtsumme jeweils sowohl auf Jahresbasis als auch im jeweiligen 
Dreijahreszeitraum abgebildet worden. Die jeweilige Begrenzung der Gesamtsumme auf Jah­
resbasis vereinfacht die Einhaltung der Höchstbegrenzung im gleitenden Dreijahreszeitraum 
und sollte daher nicht überschritten werden.

Die Bundesreserve dient dem Zweck, ggf. auf Bundesebene De-minimis-Beihilfen gewähren 
zu können. Sie kann auch zugunsten von Ländern zur Verfügung gestellt werden, deren Pla­
fonds erschöpft sind. Hierüber ist ebenso im Einzelfall in Abstimmung mit dem BMEL (Refe­
rat 612) zu befinden wie über eine etwaige Umschichtung auf Ebene der Länder.

Damit der Bund mit Blick auf Artikel 6 seiner Koordinierungsverpflichtung gegenüber der 
Europäischen Kommission nachkommen kann, ist bei jeder Anwendung der Verordnung auf 
Landesebene eine Unterrichtung des BMEL (Referat 612) durch das jeweilige Land über Titel 
und Zweck der ausgereichten De-minimis-Beihilfen, den gewährten Gesamtbeihilfebetrag 
sowie eine Aufteilung dieses Betrages nach Jahren erforderlich. Dieses geschieht grundsätz­
lich turnusmäßig auf Anforderung des BMEL. Bei Neueinführung einer De-minimis-Beihil- 
feregelung ist das BMEL formlos auch zwischen den Abfragen entsprechend zu informieren. 
In die Landesebene sind die kommunale Ebene sowie sonstige Beihilfegeber auf Landesebene 
-  unabhängig von der Ressortzuständigkeit -  eingeschlossen.

Die Eigenverantwortung der Länder, die in Artikel 3 bis 6 niedergelegten Anforderungen si­
cherzustellen, bleibt hiervon unberührt.

Das BMEL (Referat 612) wird die Länder in gleicher Weise über eine etwaige Anwendung 
der Verordnung auf Bundesebene unterrichten. Zu diesem Zweck haben die zuständigen Stel­
len auf Bundesebene das BMEL (Referat 612) wie vorstehend beschrieben zu unterrichten;

http://www.statistiknortal.de/Landwirtschaft/LGR/DE_home.asp


24.12.2013 Amtsblatt der Europäischen Union L 352/9

VERORDNUNG (EU) Nr. 1408/2013 DER KOMMISSION

vom 18. Dezember 2013

über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union auf De-minimis-Beihilfen im Agrarsektor

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union, insbesondere auf Artikel 108 Absatz 4,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 994/98.des Rates vom' 
7. Mai 1998 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf be­
stimmte Gruppen horizontaler Beihilfen Q),

nach Veröffentlichung des Entwurfs dieser Verordnung (2),

der Verordnung (EG) Nr. 69/2001 der Kommission (4) 
und der Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Kommis­
sion (5). Da flir den Agrarsektor Sondervorschriften gelten 
und die Gefahr besteht, dass dort selbst kleine Beihilfe­
beträge die Tatbestandsmerkmale des Artikels 107 Ab­
satz 1 AEUV erfüllen, wurde der Agrarsektor bzw. Teile 
desselben vom Geltungsbereich der genannten Verord­
nungen ausgenommen. Die Kommission hat bereits 
eine Reihe von Verordnungen mit Vorschriften über 
De-minimis-Beihilfen im Agrarsektor verabschiedet, zu­
letzt die Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 (6). Nach den 
bisherigen Erfahrungen der Kommission mit der Anwen­
dung der Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 ist es an­
gebracht, diese Verordnung in einigen Punkten zu über­
arbeiten und durch eine neue Verordnung zu ersetzen.

nach Anhörung des Beratenden Ausschusses für staatliche Bei­
hilfen,

in Erwägung nachstehender Gründe: 1

(1) Staatliche Zuwendungen, die die Voraussetzungen des 
Artikels 107 Absatz. 1 des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen- Union („AEUV“) erfüllen, stellen staat­
liche Beihilfen dar, die nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV 
bei der Kommission anzumelden sind. Der Rat kann 
jedoch nach Artikel 109 AEUV Arten von Beihilfen fest­
legen, die von dieser Anmeldepflicht ausgenommen sind. 
Die Kommission kann nach Artikel 108 Absatz 4 AEUV 
Verordnungen zu diesen Arten von staatlichen Beihilfen 
erlassen. Mit der Verordnung (EG) Nr. 994/98 hat der 
Rat auf der Grundlage des Artikels 109 AEUV festgelegt, 
dass De-minimis-Beihilfen eine solche A r t vo n  Beihilfen 
darstellen können. Auf dieser Grundlage werden De-mi- 
nimis-Beihilfen —• d. h. Beihilfen bis zu einem bestimm­
ten Höchstbetrag, die einem einzigen Unternehmen über 
einen bestimmten Zeitraum gewährt werden —• als Maß­
nahmen angesehen, die nicht alle Tatbestandsmerkmale 
des Artikels 107 Absatz 1 AEUV erfüllen und daher 

, ■ nicht dem Anmeldeverfahren unterliegen.

(2). Die Kommission hat den Begriff der Beihilfe im Sinne des 
Artikels i07  Absatz 1 AEUV in zahlreichen Entsicheidun- 

j gen und Beschlüssen näher ausgeführt. Sie hat ferner 
ihren Standpunkt zu dem De-minimis-Höchstbetrag, bis 
zu dem Artikel 107 Absatz 1 AEUV als nicht anwendbar 
angesehen werden kann, erläutert: zunächst in ihrer Mit­
teilung über De-minimis-Beihilfen (3) und anschließend in

(») ABI. L 142 vom 14.5.1998, S. 1.
(2) ABI. C 227 vom 6.8.2013, S. 3.
(3j Mitteilung der Kommission über „De-minimis'-Beihilfen (ABI, C 68 

vom 6.3.1996, S. 9).

(3) Nach den bisherigen Erfahrungen der Kommission mit 
der Anwendung der Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 
sollten der Beihilfehöchstbetrag, den ein einziges Unter­
nehmen in einem Zeitraum von drei Jahren erhalten darf, 
auf 15 000 EUR und-die nationale 'Obergrenze auf 1 % 
des jährlichen Produktionswerts angehoben werden. 
Diese neuen Höchstbeträge stellen nach wie vor sicher, 
dass die einzelnen unter diese Verordnung fallenden 
Maßnahmen keine Auswirkungen auf den Handel zwi- 

■ sehen Mitgliedstaaten haben und den Wettbewerb nicht 
verfälschen oder zu verfälschen drohen.

(4) > Der Begriff des Unternehmens bezeichnet im Bereich der 
Wettbewerbsvorschriften des AEUV jede eine wirtschaft­
liche Tätigkeit ausübende Einheit, unabhängig von ihrer 
Rechtsform und der Art ihrer Finanzierung (7). Der Ge­
richtshof der Europäischen Union hat festgestellt, dass 
alle Einheiten, die (rechtlich oder de facto) von ein und 
derselben Einheit kontrolliert werden, als ein einziges 
Unternehmen angesehen werden sollten (8), Im Interesse 
der Rechtssicherheit und der.Verringerung des Verwal­
tungsaufwands sollte diese Verordnung eine erschöpfende 
Liste eindeutiger Kriterien enthalten, anhand deren ge- 

. prüft werden kann, ob zwei oder mehr Unternehmen

f )  Verordnung (EG) Nr. 69/2001 der Kommission vom 12. Januar 
2001 über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag auf 
„De-minimis"-Beihilfen (ABI. L 10 vom 13.-1,3-001, S. 30).

(5) Verordnung (EG) Nr. 1998/2006 der Kommission vom 15. Dezem­
ber 2006 über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag 
auf „De-minimis"-Beihi!fen (AB). L 379 vom 28.12.2006, S. 5).

(6) Verordnung (EG) Nr- 1535/2007 der Kommission vom 20. Dezem­
ber 2007 über die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG-Vertrag 
auf De-minimis-Beihilfen im Agrarerzeugnissektor (ABI, L 337 vom-

.. .- 21.12.2007, S, 35).
f7) Urteil des Gerichtshofs vom 10, Januar 2006, Ministern dell’Econo- 

mia e delle Finanze/Cassa di Risparmio di Firenze SpA u. a.,
0 2 2 2 /0 4 , Slg. 2006, 1-289.  -■

(8) Urteil des Gerichtshofs vom 13. Juni 2002, Niederlande/Kommis- 
sion, C-382/99, Slg. 2002, 1-5163:
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innerhalb eines Mitgliedstaats als ein einziges Unterneh­
men anzusehen sind. Die Kommission hat unter den 
bewährten Kriterien für die Bestimmung des Begriffs „ver­
bundene Unternehmen“ in der Definition der kleinen und 
mittleren Unternehmen (KMU) in der Empfehlung 
2003/361 /EG der Kommission/1) und in Anhang I der 
Verordnung (EG) Nr. 800/2008 der Kommission (2) die­
jenigen Kriterien ausgewählt, , die für die Zwecke der vor­
liegenden Verordnung geeignet sind. Diese Kriterien, mit 
denen die Behörden bereits vertraut sind, sollten in An­
betracht des Geltungsbereichs der vorliegenden Verord­
nung sowohl für KMU als auch für große Unternehmen 
gelten. Durch diese Kriterien sollte gewährleistet sein, 
dass eine Gruppe verbundener Unternehmen für die 
Zwecke der Anwendung der De-minimis-Regel. als ein 
einziges Unternehmen angesehen wird, während Unter­
nehmen, deren einzige Beziehung untereinander darin 
besteht, dass jedes von ihnen eine direkte Verbindung 
zu derselben bzw. denselben öffentlichen Einrichtungen 
aufweist, nicht als miteinander verbunden eingestuft wer­
den. So wird der besonderen Situation von Unternehmen 
Rechnung getragen, die der Kontrolle derselben öffent­
lichen Einrichtung bzw. Einrichtungen unterliegen und 
die möglicherweise über unabhängige Entscheidungs-. 
befugnisse verfügen. Ebenso sollten diese Kriterien ge­
währleisten, dass einzelne Mitglieder einer juristischen 
Person oder einer Vereinigung natürlicher oder juristi­
scher Personen nicht allein aufgrund ihrer Mitgliedschaft 
als miteinander verbunden angesehen werden, sofern 
nach nationalem Recht die einzelnen Mitglieder ver­
gleichbare Rechte und Pflichten wie Einzellandwirte mit 
der Stellung eines Betriebsleiters wahrnehmen, insbeson­
dere was ihre wirtschafts-, sozial- und steuerrechtliche 
Stellung anbelangt, vorausgesetzt, dass sie zur Stärkung 
der landwirtschaftlichen Strukturen der betreffenden ju­
ristischen Personen oder Vereinigungen beigetragen ha­
ben.

(5) Aufgrund der Ähnlichkeiten zwischen der Verarbeitung 
und Vermarktung landwirtschaftlicher und nichtlandwirt­
schaftlicher Erzeugnisse ist die Verarbeitung und Ver­
marktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse in den Gel­
tungsbereich der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der 
Kommission (3) aufgenommen worden.

(6) Sobald die Union eine Regelung über die Errichtung einer 
gemeinsamen Marktorganisation für einen bestimmten 
Agrarsektor erlassen hat, sind die Mitgliedstaaten nach 
der Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen 
Union verpflichtet, sich aller Maßnahmen zu enthalten, 
die diese Regelung unterlaufen oder Ausnahmen von ihr 
schaffen (4). Deshalb sollten Beihilfen, deren Höhe sich 
nach dem Preis oder der Menge der erworbenen oder 
vermarkteten Erzeugnisse richtet, vom Geltungsbereich .

(1) Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 6,. Mai-2003 be­
treffend die- Definition der Kleinstuntemehmen sowie der kleinen 
und mittleren Unternehmen (ABl. L 124 vom 20.5.2003, S. 36).

(2) Verordnung (EG) Nr. 800/2008 der Kommission vom 6. August 
2008 zur Erklärung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Bei­
hilfen mit dem Gemeinsamen Markt in Anwendung der Artikel 87 
und 88 EG-Vertrag (ABl. L 214 vom 9.8.2008, S. 3).

(3) Verordnung (EU) Nr.. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezem­
ber 2013 über die-Anwendung der Artikel 107 und 108 des Ver­
trags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-

■-Beihilfen1(siehe- S'. 1 dieses Amtsblatts). -----
(4) Urteil des Gerichtshofs vom 12. Dezember 2002, Frankreich/Kom- 

mission, C-456/00, Slg. 2002, 1-11949.

dieser Verordnung ausgenommen werden. Ebenfalls aus­
genommen werden sollten Fördermaßnahmen, die an die 
Verpflichtung gebunden sind, die Beihilfe mit den Primär- 
erzeugem zu teilen.

(7) Diese Verordnung sollte weder für Ausfuhrbeihilfen gel­
ten noch für Beihilfen, die von der Verwendung von 
einheimischen anstelle von eingeführten Erzeugnissen ab­
hängig gemacht werden. Die Verordnung sollte in?beson-

• dere nicht für Beihilfen zur Finanzierung des Aufbaus 
und des Betriebs eines Vertriebsnetzes in anderen Mit­
gliedstaaten oder in Drittstaaten gelten. Beihilfen für die 
Teilnahme an Messen oder für die Durchführung von 
Studien oder die Inanspruchnahme von Beratungsdiens­
ten im Hinblick auf die Einführung eines neuen oder 
eines bestehenden Produkts auf einem neuen Markt in 
einem anderen Mitgliedstaat oder einem Drittstaat stellen 
in der Regel keine Ausfuhrbeihilfen dar.

(8) Der für die Zwecke dieser Verordnung zugrunde zu le­
gende Zeitraum von drei Jahren sollte, fließend sein,'d, h., 
bei jeder Neubewilligung einer De-minimis-Beihilfe sollte 
die Gesamtsumme der im laufenden Steueqahr und in 
den vorängegangenen zwei Steuerjahren gewährten De- 
minimis-Beihilfen herangezogen werden.

(9) Im Falle eines Unternehmens, das sowohl in der Primär­
erzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse als auch in 
anderen Bereichen tätig ist oder andere Tätigkeiten aus­
übt, die unter die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 fallen, 
sollte die genannte Verordnung für Beihilfen gelten, die 
für diese anderen Bereiche oder anderen Tätigkeiten ge­
währt werden, sofern der betreffende Mitgliedstaat durch 
geeignete Mittel wie die Trennung der Tätigkeiten oder 
die Unterscheidung der Kosten sicherstellt, dass die kn 
Einklang mit der genannten Verordnung gewährten De- 
minimis-Beihilfen nicht der Primärerzeugung landwirt­
schaftlicher Erzeugnisse zugutekommen.

(10) Im Falle eines Unternehmens, das sowohl in der Primär­
erzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse als auch im 
Fischerei- und 'Aquakultursektor tätig ist, sollte die  Ver­
ordnung (EG) Nr, 875/2007 der Kommission (5) für Bei­
hilfen gelten, die für letzteren Sektor gewährt werden, 
sofern der betreffende Mitgliedstaat durch geeignete Mit­
tel wie die Trennung der Tätigkeiten oder die Unterschei­
dung der Kosten sicherstellt, dass die im Einklang mit der 
genannten Verordnung gewährten De-minimis-Beihilfen 
nicht der Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeug­
nisse zugutekommen,

(11) Diese Verordnung sollte Vorschriften enthalten, die ver­
hindern, dass die in spezifischen Verordnungen oder 
Kommissionsbeschlüssen festgesetzten Beihilfehöchst- 
intensitä.ten umgangen werden können. Zudem sollte 
sie klare Kumulierungsvorschriften enthalten, die einfach 
anzuwenden sind.

(s) Verordnung (EG) Nr, 875/2007 der Kommission vom 24. Juli 2007 
über die Anwendung der Artikel 87 und 88-,EG-Vertrag auf De- 
minimis-Beihilfen im Fischereisektor und zur Änderung der Verord­
nung (EG) Nr. 1860/2004 (ABl. L 193 vom 25.7.2007, S. 6).
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sollten als transparente De-minimis-Beihilfen angesehen 
werden, wenn das Bruttosubventionsäquivalent auf der 
Grundlage der zum Bewilligungszeitpunkt geltenden 
marktüblichen Zinssätze berechnet worden ist. Zur Ver­
einfachung der Behandlung von Kleindarlehen mit kurzer 
Laufzeit sollte diese Verordnung eine eindeutige Vor­
schrift enthalten, die einfach anzuwenden ist und sowohl 
der Höhe als auch der Laufzeit des Darlehens Rechnung 
trägt. Nach den Erfahrungen der Kommission kann bei 
Darlehen, die durch Sicherheiten unterlegt sind, die sich 
auf mindestens 50 % des Darlehensbetrags belaufen, und 
die einen Darlehensbetrag von 75 000 EUR und eine 
Laufzeit von fünf Jahren oder einen Darlehensbetrag 
von 37 500 EUR und eine Laufzeit von "zehn Jahren 
nicht überschreiten; davon ausgegangen werden, dass 
das Bruttosubventionsäquivalent den De-minimis-Höchst- 
betrag nicht überschreitet. In Anbetracht der Schwierig­
keiten bei der Festlegung des Bruttosubventionsäquiva­
lents von Beihilfen an Unternehmen, die möglicherweise 
nicht in der Lage sein werden, das Darlehen zurück­
zuzahlen, sollte diese Regel nicht für solche Unterneh­
men gelten.

(12) Diese Verordnung schließt die Möglichkeit nicht aus, dass 
eine Maßnahme aus anderen als den in dieser Verord­
nung dargelegten Gründen nicht als Beihilfe im Sinne 
des Artikels 107 Absatz 1 AEUV angesehen wird, etwa 
wenn die Maßnahme dem Grundsatz des marktwirt­
schaftlich handelnden Kapitalgebers genügt oder keine 
Übertragung staatlicher Mittel" erfolgt. Insbesondere stel­
len Unionsmittel, die zentral von der Kommission ver­
waltet werden und nicht der mittelbaren oder unmittel­
baren- Kontrolle des Mitgliedstaats unterliegen, keine 
staatliche Beihilfe dar und sollten daher bei der Prüfung 
der Einhaltung der einschlägigen Höchstbeträge oder der 

' nationalen Obergrenze nicht berücksichtigt werden.

(13) Aus Gründen der Transparenz, Gleichbehandlung und 
wirksamen Überwachung sollte diese Verordnung nur 
für De-minimis-Beihilfen gelten, deren Bruttosubventions­
äquivalent im Voraus • genau berechnet werden kann, 
ohne dass eine Risikobewertung erforderlich ist („trans­
parente - Beihilfen"). Eine solche präzise Berechnung ist 
beispielsweise bei Zuschüssen, Zinszuschüssen und be­
grenzten Steuerbefreiungen oder bei sonstigen Beihilfe­
formen möglich, bei denen eine Obergrenze gewährleis- 

. tet, dass der einschlägige Höchstbetrag nicht überschrit­
ten wird. Ist eine Obergrenze vorgesehen, so muss der 
Mitgliedstaat, solange der genaue Beihilfebetrag nicht be­
kannt ist, davon ausgehen, dass die Beihilfe der Ober­
grenze entspricht, um zu gewährleisten, dass mehrere 
Beihilfemaßnahmen zusammengenommen, den Höchst­
betrag nach 'dieser Verordnung nicht überschreiten und 
die Kumulierungsvorschriften eingehalten werden.

(14) Aus Gründen der Transparenz, Gleichbehandlung und 
korrekten Anwendung des De-minimis-Höchstbetrags 
sollten alle Mitgliedstaaten dieselbe Berechnungsmethode 
anwenden. Um die Berechnung zu vereinfachen, sollten 
Beihilfen, die nicht in Form eines Barzuschusses gewährt 
werden, in ihr Bruttosubventionsäquivalent umgerechnet 
werden. Die Berechnung des Bruttosubventionsäquiva­
lents anderer transparenter Beihilfeformen als einer in 
Form eines Zuschusses oder in mehreren Tranchen ge­
währten Beihilfe sollte auf der Grundlage der zum Bewil­
ligungszeitpunkt geltenden marktüblichen Zinssätze er­
folgen. Im Sinne einer einheitlichen, transparenten und 
einfachen Anwendung der Beihilfevorschriften sollten für 
die Zwecke dieser Verordnung die Referenzzinssätze, die 
der Mitteilung der Kommission über die Änderung der 
Methode zur Festsetzung der Referenz- und Abzinsungs­
sätze (1) zu  entnehmen sind, als marktübliche Zinssätze 
herangezogen werden. -

(15) Beihilfen in Form von Darlehen, einschließlich De-mini- 
- - mis-Risikofinanzierungsbeihilfen in  Form-von Darlehen,—

f 1) Mitteilung der Kommission über die Änderung der «Methode zur 
Berechnung der Referenz- und Abzinsungssätze (ABI. C 14 vom 
19.1.2008, S. 6).

(16) Beihilfen in Form von Kapitalzuführungen sollten nicht 
als transparente De-minimis-Beihilfen angesehen werden, 
außer wenn der Gesamtbetrag der zugeführten öffent­
lichen Mittel den De-minimis-Höchstbetrag nicht über­
steigt,. Beihilfen im Rahmen von Risikofmanzierungsmaß- 
nahmen, die in Form von Beteiligungen oder betei­
ligungsähnlichen Finanzinstrumenten im Sinne der Risi- 
kofinanzierungsleitlinien (2) bereitgestellt werden, sollten 
nicht als transparente De-minimis-Beihilfen angesehen 
werden, außer wenn gewährleistet ist, dass die im Rah­
men der betreffenden Maßnahme gewährten Kapital­
zuführungen den De-minimis-Höchstbetrag nicht über­
steigen.

(17) Beihilfen in Form von Garantien, einschließlich De-mini- ’ 
mis-Risikofmanzierungsbeihilfen in Form von Garantien, 
sollten als transparent angesehen werden, wenn das Brut­
tosubventionsäquivalent auf der Grundlage der in einer 
Kommissionsmitteilung für die betreffende Untemeh- 
mensart festgelegten SAEE-Horbour-Prämie berechnet 
worden ist (3). Zur Vereinfachung der Behandlung von 
Garantien mit kurzer Laufzeit, mit denen ein Anteil 
von höchstens 80 % eines relativ geringen Darlehens­
betrags besichert wird, sollte diese Verordnung eine ein­
deutige Vorschrift enthalten, die einfach anzuwenden ist 
und sowohl den Betrag des zugrunde liegenden Darle­
hens als auch die Garantielaufzeit erfasst. Diese Vorschrift 

. .  . sollte nicht filmGatantieni gelten, mit denen nicht Darle­
hen, sondern beispielsweise Beteiligungsgeschäfte besi- 

. chert werden. Bei Garantien, die sich auf einen Anteil 
von höchstens 80 % des zugrunde liegenden Darlehens •

- ß) Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche Beihilfen zur Förderung
von Risikokapitalinvestitionen in kleine und mittlere Unternehmen
(ÄBl. C 194 vom 18.8.2006, S. 2)................. ‘ "

(3) Zum Beispiel Mitteilung der Kommission über die Anwendung der
- « - Artikel 87 und 88 EO-Vertrag auf staatliche Beihilfen in Form von

Haftungsverpflichtungen und Bürgschaften (ABI. C 155 vom 
20.6.2008, S. 10).
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beziehen und die einen Betrag von 112 500 EUR und 
eine Laufzeit von fünf Jahren nicht überschreiten, kann 
davon ausgegangen werden, dass das Bruttosubventions­
äquivalent den De-minimis-Höchstbetrag nicht über­
schreitet. Gleiches gilt für Garantien, die sich auf einen 
Anteil von höchstens 80 % des zugrunde liegenden Dar­
lehens beziehen und die einen Betrag von 56 2 5 0  EUR 
und eine Laufzeit von zehn Jahren nicht überschreiten. 
Darüber hinaus können die Mitgliedstaaten eine Methode 
zur Berechnung des Bruttosubventionsäquivalents von 
Garantien anwenden, die bei der Kommission nach einer 
anderen zu diesem Zeitpunkt geltenden Verordnung der 
Kommission im Bereich der staatlichen Beihilfen ange­
meldet wurde und die von der Kommission aufgrund 
ihrer Vereinbarkeit mit der Garantiemitteilung oder einer 
Nachfolgemitteilung akzeptiert wurde, sofern sich die ak­
zeptierte Methode ausdrücklich auf die Art der Garantie 
und die Art der zugrunde liegenden Transaktion bezieht, 
um die es im Zusammenhang, mit der Anwendung der 
vorliegenden Verordnung geht. In Anbetracht der 
Schwierigkeiten bei der Festlegung des Bruttosubventi­
onsäquivalents von Beihilfen an Unternehmen, die mögr 
licherweise nicht in der Lage sein werden, das Darlehen 
zurückzuzahlen, sollte diese Regel nicht für solche Un­
ternehmen gelten.

(18) Wenn eine De-minimis-Beihilferegelung über Finanzinter­
mediäre durchgeführt wird, ist dafür zu sorgen, dass die 
Finanzintermediäre keine staatlichen Beihilfen erhalten. 
Dies kann z. B. sichergestellt werden, indem Finanzinter­
mediäre, denen eine staatliche Garantie zugutekommt, 
verpflichtet werden, ein marktübliches Entgelt zu zahlen 
oder den Vorteil vollständig an den Endbegünstigten wei­
terzugeben, oder indem der De-minimis-Höchstbetrag 
und die anderen Voraussetzungen dieser Verordnung 
auch auf Ebene der Finanzintermediäre eingehalten wer- 

■ -den. - ■ . . . .

(19) Nach erfolgter Anmeldung durch einen Mitgliedstaat 
kann die Kommission prüfen, ob eine Beihilfemaßnahme, 
bei der es sich nicht um einen Zuschuss, ein Darlehen, 
eine Garantie, eine Kapitalzuführung oder eine Risiko­
finanzierungsmaßnahme handelt, die in Form einer Betei­
ligung oder eines, beteiligungsähnlichen Finanzierungs- 
instruments bereitgestellt wird, zu einem Bruttosubventi­
onsäquivalent führt, das den De-minimis-Höchstbetrag 
nicht übersteigt und daher unter diese Verordnung faHen 
könnte.

(20) Die Kommission hat die Aufgabe zu gewährleisten, dass 
die Beihilfevorschriften eingehalten werden, und ' nach 
dem in Artikel 4 Absatz 3 des Vertrags über die Euro­
päische Union veiankerlen Grundsatz der- Zusammen­
arbeit sind die Mitgliedstaaten gehalten, der Kommission 
die .ErfüEung dieser Aufgabe zu erleichtern, indem sie 
durch geeignete Vorkehrungen sicherstellen, dass der Ge­
samtbetrag der De-minimis-Beihilfen, die einem einzigen 
Unternehmen nach den De-mimmis-Vorschriften gewährt 

-  — werden,-den-insgesamt zulässigen-Höchstbetrag nicht- 
übersteigt. Hierzu sollten die Mitgliedstaaten bei Gewäh- 

- rung einer .De-minimiSrBeihilfe dem betreffenden Unter­
nehmen unter ausdrücklichem Verweis auf diese Verord- • 
nung den Betrag der gewährten De-minimis-Beihilfen

mitteilen und es darauf hinweisen, dass es sich um eine 
De-minimis-Beihilfe handelt. Die Mitgliedstaaten sollten 
dazu verpflichtet sein, die gewährten Beihilfen zu über­
prüfen, um zu gewährleisten, dass die einschlägigen 
Höchstbeträge nicht überschritten und die Regeln zur 
Kumulierung eingehalten werden. Um diese Verpflichtung 
zu erfüllen, sollte der betreffende MitgHedstaat die Bei­
hilfe erst gewähren, nachdem er eine Erklärung des Un­
ternehmens über andere unter diese Verordnung oder 
andere De-minimis-Verordnungen faUende De-minimis- 
Beihilfen, die dem Unternehmen im betreffenden Steuer­
jahr oder in den vorangegangenen zwei Steuetjahren ge­
währt wurden, erhalten hat. Die Mitgliedstaaten soHten 
ihre Überwachungspflicht stattdessen auch dadurch erfül­
len können, dass sie ein Zentralregister entrichten, das 
voEständige Informationen über die gewährten De-mini- 
mis-Beihilfen enthält, und sie überprüfen, dass jegliche 
neue Gewährung einer Beihilfe den einschlägigen Höchst­
betrag einhält.

(21) Jeder MitgHedstaat soüte sich vor der Gewährung einer 
De-minimis-Beihilfe vergewissern, dass weder der De-mi- 
nimis-Höchstbetrag noch die nationale Obergrenze durch 
die neue De-minimis-Beihilfe in seinem Hoheitsgebiet 
überschritten werden und auch die übrigen Vorausset­
zungen dieser Verordnung- erfüHt sind.

(22) Aufgrund der bisherigen Erfahrungen der Kommission 
und insbesondere der Tatsache, dass die Beihilfepolitik 
grundsätzlich in regelmäßigen Abständen überprüft wer­
den muss, soüte die Geltungsdauer dieser Verordnung 
begrenzt werden. Für den FaH, dass diese Verordnung 
bis zum Ablauf ihrer Geltungsdauer nicht verlängert 
wird, soüte den Mitgliedstaaten für aüe unter diese Ver­
ordnung faEenden De-minimis-Beihilfen eine sechsmona­
tige .Anpassungsfrist eingeräumt werden •—

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung gEt für Beihilfen an Unternehmen, die 
in der Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätig 
sind, mit folgenden Ausnahmen:

a) Beihilfen, deren Höhe sich nach dem Preis oder der Menge 
vermarkteter Erzeugnisse richtet; -

b) Beihilfen für exportbezogene Tätigkeiten, die auf Drittländer 
oder Mitgliedstaaten ausgerichtet sind, d. h. Bethüfen, die 
unmittelbar mit den ausgeführten Mengen, mit der Errich­
tung und dem Betrieb eines Vertriebsnetzes oder mit anderen 
laufenden exportbezogenen Ausgaben in Zusammenhang 
stehen;

c) Beihilfen, die davon abhängig sind, dass' heimische Erzeug­
nisse Vorrang vor. eingeführten Erzeugnissen erhalten.
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(2) Wenn ein Unternehmen sowohl in der Primärerzeugung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse als auch in einem oder mehre­
ren der unter die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 fallenden 
Bereiche tätig ist oder, andere unter die genannte Verordnung 
fallende Tätigkeiten ausübt, so gilt die genannte Verordnung für 
Beihilfen, die für letztere Bereiche oder Tätigkeiten gewährt 
werden, sofern der betreffende Mitgliedstaat durch geeignete 
Mittel wie die Trennung der- Tätigkeiten oder die Unterschei­
dung der Kosten sicherstellt, dass die im Einklang mit der ge­
nannten Verordnung gewährten De-minimis-Beihilfen nicht der 
Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse zugutekom­
men.

(3) Wenn ein Unternehmen sowohl in der Primärerzeugung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse als auch im Fischerei- und 
Aquakultursektor tätig ist, so gilt die Verordnung (EG) Nr. 
875/2007 für Beihilfen, die fiir letzteren Sektor gewährt wer­
den, sofern der betreffende Mitgliedstaat durch geeignete Mittel 
wie die Trennung der Tätigkeiten oder die Unterscheidung der 
Kosten sicherstellt, dass die im Einklang mit der genannten Ver­
ordnung gewährten De-minimis-Beihilfen nicht der Primärpro­
duktion landwirtschaftlicher Erzeugnisse zugutekommen.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

(1) ■ Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Aus­
druck „landwirtschaftliche Erzeugnisse" die in Anhang I des 
ÄEUV aufgeführten Erzeugnisse mit Ausnahme der Fischerei- 
ünd Aquakulturerzeugnisse, die unter die Verordnung (EG) Nr. 
104/2000 des Rates (J) fallen.

(2) Der Begriff „ein einziges Unternehmen“ bezieht für die 
Zwecke dieser Verordnung alle Ünternehmenseinheiten mit 
ein, die zueinander in mindestens einer der folgenden Beziehun­
gen stehen:

a) Ein Unternehmen hält die Mehrheit der Stimmrechte der 
Anteilseigner oder Gesellschafter eines anderen Unterneh­
mens;

b) ein Unternehmen ist berechtigt, die Mehrheit der Mitglieder 
des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsgremiums eines 
anderen Unternehmens zu bestellen oder abzuberufen;

c) ein Unternehmen ist gemäß- einem mit einem anderen Un­
ternehmen geschlossenen Vertrag oder aufgrund einer Klau­
sel in dessen Satzung berechtigt, einen beherrschenden Ein­
fluss auf dieses Unternehmen auszuüben;

d) ein Unternehmen, das Anteilseigner oder Gesellschafter eines 
---- anderen- Untemehmens-ist,- übt-gemäß- einer mit -anderen - -

(') Verordnung (EG) Nr. 104/2000-des Rates vom  17. Dezember 1999 
über die gemeinsame Marktorganisation für Erzeugnisse der Fischerei 
und der Aquakultur (ABI. L 17 vom 21.1.2000,- S. 22).

Anteilseignern oder Gesellschaftern dieses anderen Untemeh- 
• mens getroffenen Vereinbarung die alleinige Kontrolle über 
die Mehrheit der Stimmrechte von dessen Anteilseignern 
oder Gesellschaftern aus.

Auch Unternehmen, die über ein anderes Unternehmen oder 
mehrere andere Unternehmen zueinander in einer der Beziehun­
gen gemäß Unterabsatz 1 Buchstaben a bis d stehen, werden als 
ein einziges Unternehmen betrachtet.

Artikel 3

De-minimis-Beihilfen

(1) Beihilfemaßnahmen, die die Voraussetzungen dieser Ver­
ordnung erfüllen, werden als Maßnahmen angesehen, die nicht 
alle Tatbestandsmerkmale des Artikels 107 Absatz 1 AEUV 
erfüllen, und sind daher von der Anmeldepflicht nach Arti­
kel 108 Absatz 3 AEUV ausgenommen.

(2) Der Gesamtbetrag der einem einzigen Unternehmen von 
einem Mitgliedstaat gewährten De-minimis-Beihilfen darf in ei­
nem Zeitraum von drei Steuetjahren 15 000 EUR nicht über­
steigen.

(3) Die Gesamtsumme der De-minimis-Beihilfen, die den in 
der Primärerzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse tätigen 
Unternehmen in einem Zeitraum von drei Steuerjahren von 
einem Mitgliedstaat gewährt werden, darf die im Anhang fest-, 
gesetzte nationale Obergrenze nicht' übersteigen.

(4) Als Bewilligungszeitpunkt einer De-minimis-Beihilfe gilt 
der Zeitpunkt, zu dem das Unternehmen nach dem geltenden' 
nationalen Recht einen Rechtsanspruch auf die Beihilfe erwirbt, 
und zwar unabhängig davon, wann die De-minimis-Beihilfe tat­
sächlich an das Unternehmen ausgezahlt wird.

(5) Der in Absatz 2 genannte Höchstbetrag und die in Ab­
satz 3 genannte nationale Obergrenze gelten für De-minimis- 
Beihilfen gleich welcher Art und Zielsetzung und unabhängig 
davon, ob die von dem Mitgliedstaat gewährte Beihilfe ganz 

>. oder teilweise aus Unionsmitteln finanziert wird. Der zugrunde 
zu legende Zeitraum von drei Steuerjahren bestimmt sich nach 
den Steuetjahren, die für das Unternehmen in dem betreffenden 
Mitgliedstaat maßgebend sind.

(6) Für die Zwecke des in Absatz 2 genannten Höchstbetrags 
-  Jtndjder in Absatz^ genannten nationalen Obergrenze wird die 

Beihilfe als Baizuschuss ausgedrückt. Bei den eingesetzten Be­
trägen sind Bruttobeträge, d. h. die Beträge vor Abzug von 
Steuern und sonstigen Abgaben, zugrunde zu legen. Bei Bei­
hilfen, die nicht in Form von Zuschüssen gewährt werden, ent­
spricht der Beihilfebetrag ihrem Bruttosubventiqnsäquivalent.

In . mehreren Tranchen zahlbare Beihilfen werden zum Bewil­
ligungszeitpunkt abgezinst. Für die Abzinsung wird der zum 
Bewilligungszeitpunkt geltende Abzinsungssatz zugrunde, gelegt.
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(7) Wenn der in Absatz 2 genannte Höchstbetrag oder die in c) das Bruttosubventionsäquivalent auf der Grundlage des 'zum 
Absatz 3 genannte nationale Obergrenze durch die Gewährung Bewilligungszeitpunkt geltenden Referenzzinssatzes berech-
neuer De-minimis-Beihilfen überschritten würde, darf diese Ver- net wurde;
Ordnung für keine der neuen Beihilfen in Anspruch genommen 
werden.

(8) Im Falle einer Fusion oder Übernahme müssen alle De- 
minimis-Beihilfen, die den beteiligten Unternehmen zuvor ge­
währt wurden, herangezogen werden, um zu ermitteln, ob eine 
neue De-minimis-Beihilfe für das neue bzw. das übernehmende 
Unternehmen zu einer Überschreitung des Höchstbetrags oder 
der nationalen Obergrenze führt. Die Rechtmäßigkeit von vor 
der Fusion bzw. Übernahme, rechtmäßig gewährten De-minimis- 
Beihilfen wird dadurch nicht in Frage gestellt.

(9) Wird ein Unternehmen in zwei oder mehr separate Un­
ternehmen aufgespalten, so werden die. De-minimis-Beihilfen, 
die dem Unternehmen vor der Aufspaltung gewährt wurden, 
demjenigen Unternehmen zugewiesen, dem die Beihüfen zugu­
tekommen, also grundsätzlich dem Unternehmen, .das die Ge­
schäftsbereiche übernimmt, für die die De-minimis-Beihilfen ver­
wendet wurden. Ist eine solche Zuweisung nicht möglich, so 
werden die De-minimis-Beihilfen den neuen Unternehmen auf 
der Grundlage des Buchwerts ihres Eigenkapitals zum Zeitpunkt 
der tatsächlichen Aufspaltung anteilig zugewiesen.

Artikel 4

Berechnung des Bruttosubventiohsäquivalents

(1) Diese Verordnung gilt nur für Beihilfen, deren Bruttosub- 
ventionsäquivalent im Voraus genau berechnet werden kann, 
ohne dass eine Risikobewertung erforderlich ist („transparente 
Beihüfen“).

(2) Beihüfen in Form von Zuschüssen oder Zinszuschüssen 
werden als transparente De-minimis-Beihilfen angesehen.

(3) Beihilfen in Form von Darlehen gelten als transparente 
De-minimis-Beihilfen, wenn

a) sich der Beihilfenbegünstigte weder in einem Insolvenzver­
fahren befindet noch die im nationalen Recht vorgesehenen 
Voraussetzungen für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
auf Antrag seiner Gläubiger erfüllt. Im Falle eines großen 
Unternehmens muss sich der Beihilfebegünstigte in einer 
Situation befinden, die einer Bewertung mit einem Rating 
von mindestens B- entspricht; und .

b) das Darlehen durch Sicherheiten unterlegt ist, die sich auf 
mindestens 50% des Darlehensbetrags belaufen und einen 
Betrag von 75 000 EUR und eine Laufzeit von fünf Jahren 
oder einen Betrag von 37 500 EUR und eine Laufzeit von 

-  zehn Jahren-aufweist;, bei-Darlehen-mit einem geringeren. 
Darlehensbetrag und/oder einer kürzeren Laufzeit als fünf 
bzw.. zehn Jahre wird das Bruttosubventionsäquivalent als , 
entsprechender Anteil des in Artikel 3 Absatz 2 genannten 
Höchstbetrags berechnet; oder

(4) Beihilfen in Form von Kapitalzuführungen. gelten nur 
dann als transparente De-minimis-Beihüfen, wenn der Gesamt­
betrag der zugeführten öffentlichen Mittel den De-minimis- 
Höchstbetrag nicht übersteigt.

(5) Beihüfen im Rahmen von Risikofinanzierungsmaßnah­
men, die in Form von Beteüigungen oder beteiligungsähnlichen 
Finanzierungsinstrumenten gewährt werden, gelten nur dann als 
transparente De-minimis-Beihüfen, wenn das einem einzigen 
Unternehmen bereitgestellte Kapital den De-minimis-Höchst-- 
betrag nicht übersteigt.

(6) Beihüfen in Form von Garantien gelten als transparente 
De-minim is-Beihilfen, wenn

a) sich’ der Beihilfenbegünstigte weder in einem Insolvenzver­
fahren befindet noch die im nationalen Recht vorgesehenen 
Voraussetzungen für die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens 
auf Antrag seiner Gläubiger erfüllt. Im Faüe eines großen 
Unternehmens muss sich der Beihilfebegünstigte in einer 
Situation befinden, die einer Bewertung mit einem Rating 
von mindestens B- entspricht; und

b) sich die Garantie auf einen Anteü von höchstens 80 % des 
zugrunde liegenden Darlehens bezieht und einen Betrag von 
112 500 EUR und eine Laufzeit von fünf Jahren oder einen 
Betrag von' 56 250 EUR und eine Laufzeit von zehn Jahren 
aufweist; bei Garantien mit einem geringeren Betrag und/ 
oder einer kürzeren Laufzeit- als fünf bzw. zehn Jahre -wird 
das Brutt’osubventionsäquivalent dieser Garantie als entspre­
chender Anteü des in Artikel 3 Absatz 2 genannten Höchst­
betrags berechnet; oder

c) das Bruttosubventionsäquivalent auf der Grundlage von in 
einer Mitteüung der Kommission festgelegten SAFE-Har- 
bour-Prämien berechnet wurde; oder

- d) vor der Durchführung -  -- -

i) die Methode für die Berechnung des Bruttosubventions- 
äquivalents der Garantie bei der Kommission nach einer 

. .anderen, zm diesem ̂ Zeitpunkt geltenden! Verordnung der. ..  
Kommission im Bereich der staatlichen Beihilfen angemel­
det wurde und von der Kpmmission aufgrund ihrer Ver­
einbarkeit mit der Garantiemitteüüng oder einer Nachfol- 
germitteüung akzeptiert wurde und -.
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ii) sich die akzeptierte Methode ausdrücklich auf die Art der 
Garantie und die Art der zugrunde liegenden Transaktion 
bezieht, um die es im Zusammenhang mit der Anwen­
dung der vorliegenden Verordnung geht.

(7) Beihilfen in anderer Form gelten als transparente De-mi- 
nimis-Beihilfen, wenn die Beihilfebestimmungen eine Ober­
grenze vorsehen, die gewährleistet, dass der einschlägige Höchst­
betrag nicht überschritten wird.

Artikel 5 

Kumulierung

(1) Wenn ein Unternehmen sowohl in der Primärerzeugung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse als auch in einem oder mehre­
ren der unter, die Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 fallenden 
Bereiche tätig ist oder andere unter die genannte Verordnung 
fallende Tätigkeiten ausübt, können die im Einklang mit der 
vorliegenden Verordnung gewährten De-minimis-Beihilfen für 
Tätigkeiten im Agrarerzeugnissektor mit den De-minimis-Beihil- 
fen für letztere Bereiche oder Tätigkeiten bis zu dem in Artikel 3 
Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 festgelegten ein­
schlägigen Höchstbetrag kumuliert werden, sofern der betref­
fende Mitgliedstaat durch geeignete Mittel wie die Trennung 
der Tätigkeiten oder die Unterscheidung der Kosten sicherstellt, 
dass die im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 
gewährten De-minimis-Beihilfen nicht der Primärerzeugung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse zugutekommen.

(2) Wenn, ein Unternehmen sowohl in der Primärerzeugung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse als auch im Fischerei- und 
Aquakultursektor tätig ist, können die im Einklang mit der vor­
liegenden -Verordnung gewährten De-minimis-Beihilfen ftir Tä­
tigkeiten im Agrarerzeugnissektor mit den im Einklang mit der 
Verordnung (EG) Nr. 875/2007 gewährten De-minimis-Beihilfen 
für Tätigkeiten in letzterem Sektor bis zu dem in der-genannten 
Verordnung festgelegten Höchstbetrag kumuliert werden, sofern 
der betreffende Mitgliedstaat durch geeignete Mittel wie die 
Trennung der Tätigkeiten oder die Unterscheidung der Kosten 
sicherstellt, dass die im Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 
875/2007 gewährten De-minimis-Beihilfen nicht der Primär­
erzeugung landwirtschaftlicher Erzeugnisse zugutekommen.

Artikel 6 

Überwachung

(1) Beabsichtigt ein Mitgliedstaat, einem Unternehmen im 
Einklang mit dieser Verordnung eine De-minimis-Beihilfe zu 
bewilligen, so teilt er diesem Unternehmen, schriftlich die vo­
raussichtliche Höhe der Beihilfe (ausgedrückt als Bruttosubven­
tionsäquivalent) mit und weist es unter, ausdrücklichem Verweis 
auf diese Verordnung mit Angabe ihres Titels und der Fundstelle 
im Amtsblatt der Europäischen Union darauf hin, dass es sich um 
eine De-minimis-Beihilfe handelt. Wird eine De-minimis-Beihilfe 
im Einklang mit dieser Verordnung auf der Grundlage einer 
Regelung verschiedenen Unternehmen gewährt, die Einzelbeihil­
fen in unterschiedlicher Höhe erhalten, so kann der betreffende 
Mitgliedstaat seine Informationspflicht dadurch erfüllen, dass er 
den Unternehmen einen Festbetrag mitteilt, der dem auf der 
Grundlage der Regelung zulässigen Beihilfehöchstbetrag ent­
spricht. In diesem Fall ist für die Feststellung, ob der in Artikel 3 
Absatz 2 genannte Höchstbetrag erreicht ist und die in Artikel 3 
Absatz 3 genannte nationale Obergrenze überschritten ist, die­
ser Festbetrag maßgebend. Der Mitgliedstaat gewährt die Beihilfe 
erst, nachdem er von dem betreffenden Unternehmen eine Er­
klärung in schriftlicher oder elektronischer Form erhalten hat, in 
der dieses alle anderen ihm in den beiden vorangegangenen 
Steuerjahren sowie im laufenden Steuerjahr gewährten De-mini- 
mis-Beihilfen angibt, für die die vorliegende oder andere De- 
minimis-Verordnungen gelten.

(2) Verfugt ein Mitgliedstaat über ein Zentralregister für De- 
minimis-Beihilfen mit vollständigen Informationen über alle von 
Behörden in diesem Mitgliedstaat gewährten De-minimis-Beihil- 

’ fen, so wird Absatz 1 von dem Zeitpunkt an, • zu dem das 
Register einen Zeitraum von drei Steuerjahren erfasst, nicht 

. mehr angewandt. , .........

(3) Der Mitgliedstaat gewährt die neue De-minimis-Beihilfe 
nach dieser Verordnung erst, nachdem er sich vergewissert 
hat, dass dadurch der Betrag der dem betreffenden Unterneh­
men insgesamt gewährten De-minimis-Beihilfen nicht den in 
Artikel 3 Absatz 2 genannten Höchstbetrag übersteigt und 
auch die in Artikel 3 Absatz 3 genannte nationale Obergrenze 
nicht überschritten wird und sämtliche Voraussetzungen dieser 
Verordnung erfüllt sind.

<

(3) De-minimis-Beihilfen dürfen weder mit staatlichen Beihil­
fen für dieselben beihilfefähigen Kosten noch,mit staatlichen 

^Beihilfen für dieselbe Risikofmanzierungsinaßnalime kumuliert 
werden, wenn die Kumulierung dazu führen würde, dass die 
höchste einschlägige Beihilfeintensität oder der höchste einschlä­
gige Beihilfebetrag, die bzw. der im Einzelfall in einer Gruppen­
freistellungsverordnung oder einem Beschluss der Kommission 
festgelegt ist, überschritten wird. De-minimis-Beihilfen, die nicht 
in Bezug- auf- bestimmte -beihilfefähige-Kosten- gewährt-werden 
und keinen solchen Kosten zugewiesen werden können, dürfen 
mit anderen staatlichen Beihilfen kumuliert werden, die auf der 
Grundlage einer Gruppenfreistellungsverordnung oder eines Be­
schlusses der Kommission gewährt wurden.

(4) Die Mitgliedstaaten zeichnen sämtliche die Anwendung 
dieser Verordnung betreffenden Informationen auf und stellen 
sie zusammen. Diese Aufzeichnungen müssen alle Informatio­
nen enthalten, die für den Nachweis benötigt werden, dass die 
Voraussetzungen dieser Verordnung erfüllt sind. Die Aufzeich­
nungen über De-minimis-Einzelbeihilfen sind 10 Steuerjahre'ab 
dem. Zeitpunkt aufzubewahren, ..zu. dem_.die .Beihilfe, gewährt 
wurde. Die Aufzeichnungen über De-minimis-Beihilferegelungen 
sind 10 Steuerjahre ab dem Zeitpunkt. aufzubewahren, zu dem 
die letzte Einzelbeihilfe nach der betreffenden Regelung gewährt 
wurde.
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(5) Der betreffende Mitgliedstaat übermittelt der Kommission 
auf schriftliches Ersuchen innerhalb von 20 Arbeitstagen oder 
einer in dem Ersuchen gesetzten längeren Frist alle Informatio­
nen, die die Kommission benötigt, um prüfen zu können, ob 
die Voraussetzungen dieser Verordnung erfüllt sind, und ins­
besondere den Gesamtbetrag der De-minimis-Beihilfen im Sinne 
dieser Verordnung oder anderer De-minimis-Verordnungen, die 
ein Unternehmen erhalten hat.

A rtikel 7  

Übergangsbestimmungen

(1) Diese Verordnung gilt für Beihilfen, die vor ihrem Inkraft­
treten gewährt wurden, sofern diese Beihilfen sämtliche Voraus­
setzungen dieser Verordnung erfüllen. Beihilfen, die diese Vo­
raussetzungen nicht erfüllen, werden von der Kommission nach 
den einschlägigen Rahmenbestimmungen, Leitlinien, Mitteilun­
gen und Bekanntmachungen geprüft.

(2) De-minimls-Einzelbeihilfen, die zwischen dem 1. Januar 
2005 und dem 30. Juni 2008 gewährt wurden und die Voraus­
setzungen der Verordnung (EG) Nr. 1860/2004 erfüllen, werden 
als Maßnahmen angesehen, die nicht alle Tatbestandsmerkmale

des Artikels 107 Absatz 1 AEUV erfüllen, und sind daher von 
der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Absatz 3 AEUV aus­
genommen.

(?) De-minimis-Einzelbeihilfen, die zwischen dem 1. Januar' 
2008 und dem 30. Juni 2014 gewährt wurden bzw. werden 
und die Voraussetzungen der Verordnung (EG) Nr. 1535/2007 
erfüllen, werden als Maßnahmen angesehen, die nicht alle Tat­
bestandsmerkmale des Artikels 107 Absatz 1 AEUV erfüllen, 
und sind daher von der Anmeldepflicht nach Artikel 108 Ab­
satz 3. AEUV ausgenommen.

(4) Nach Ablauf der Geltungsdauer dieser Verordnung sind 
De-minimis-Beihilferegelungen, die die'Voraussetzungen dieser 
Verordnung erfüllen, noch sechs Monate durch , diese Verord­
nung gedeckt.

A rtikel 8

Inkrafttreten und Geltungsdauer.

Diese Verordnung tritt am 1, Januar 2014 in Kraft.

Sie gilt bis zum 31. Dezember 2020.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied­
staat.

Brüssel, den 18. Dezember 2013

Für die Kommission 
Der Präsident 

' Jose Manuel BARROSQ.
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ANHANG

Kumulierter Höchstbetrag der De-minimis-Beihilfen für die Unternehmen des Agrarsektors nach Mitgliedstaaten
(Artikel 3 Absatz 3)

(in EUR)

Mitgliedstaat . Höchstbetrag der De-minimis-Beihilfen

Belgien 76 070 000

Bulgarien 43 490 000

Tschechische Republik 48 340 000

■ Dänemark 105 750 000

Deutschland 522 890 000

Estland ' • 8 110 000

Irland 66 280 000  .

Griechenland 109 260 000

Spanien 413 750 000

Frankreich 722 240 000

Kroatien 28 610 000

Italien 475 080 000

Zypern 7 060 000

Lettland 10 780 000

Litauen ' • 25 860 000

Luxemburg "3 520 000/'

Ungarn 77 600 000

Malta 1 2 9 0 0 0 0

Niederlande 254 330 000

Österreich 71 540 000

Polen '  225 700 000

Portugal 62 980 000

Rumänien 180 480 000

Slowenien 12 320 000

Slowake: -  - - . . . 2 2  9 50 000. . . . .  ......

Finnland 46 330 000

Schweden 57 890 000

Vereinigtes Königreich 270 170 000
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